






































...... 
lmweltwänne 

ist im Kommen 

Die Bnfseheidung fiïllt auf 
dem WärmettaarJrt 

In den letzten Nummem des Atom Express haben wir bewie­
sen, daB AKW's überflüsslg, tast nle ganz ausgelastet und 
zudem teuer sind. Diesmal wollen wlr die kurz-, mittel- und 
langtriatlgen Pläne der Elektrlzltätslndustrie darlegen, die el­
ne Eroberung des Wärmemarktes durch Elektrospeicherhei­
zung, Elektrowärmepumpen und nukleare Fernwärme beinhal­
ten, denn die Elektro-Lobby will keineswegs in Zukunft noch 
mehr Überkapazitäten produzieren, sondern den Stromver­
brauch stelgem und wieder Proflte wie in den fünfziger Jah­
ren machen. Und dann blühen uns viele,viele AKW's! 
Wegen chronischem Platzmangel müssen wir die langfristi­
gen Pläne, die die nukleare Femwärme betreffen, erst In der 
nächsten Nummer veröffentlichen. 
Wenn man sieh die Bilanz des Primär­
energieverbrauehs der BRD und die Struktur 
unseres Energiebedarts ansehaut, so fällt sofort 
auf, daB dabei e in mal der Wärmemarkt eine do­
min ierende Rolle spielt, und daB zweitens vor 
allen Dingen der Bereieh der Stromerzeugung 
von enormen Verlusten der Primärenergie ge· 
kennzeiehnet ist. 
Hieraus folgt zweierlei: 

1) Die Bedeutung der Abwärmenutzung von 
Krattwerken 
Allein die bei der Stromerzeugung in Form von 
Abwärme anfallenden Verluste relehen theore· 
tlsch aus, urn nahezu den gesamten Wärmebe· 
dart für die Raumheizung in der Bundesrepublik 
zu deekenl 
Derzeit sehlägt dleser Bereieh dureh das 
Abwärmeproblem volkswirtsehaftlieh sog!V ne­
gativ zu Buehe. Die Tatsache, da8 
also das Weiterfeiten der Abwärme zu den 
Haushalten und ötfentliehen Elnrichtungen und 
ebenso die konsequente dezentrele Nutzung 
der Kraft-Wärme·Kopplung keine Rolle spielt. 
ist die .logische Folge elner desorientierten 
Energiepo1itik. 
Den Möglichkeiten und Grenzen der Kraft·Wär· 
me·Kopplung hat der Autpr ein e1(tra Kapitel ge· 
widmet, auf das an dieser Stelle fUr weitere 
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lnformationen verwiesen sei. 

2) Aueh wenn Strom sich in der Regel dureh ei­
nen höheren Nutzungsgrad gegenüber der Ver­
wendong von fossilen Energietrigem auszeleh­
net, sind doch die riesigen Umwandlungsverlu· 
ste zu seiner Erzeugung aus Prlmärenergieträ­
gem (Kohle, Gas, Öl, Uran) energiepolitisch so 
lange untragbar, w ie dabei aussehlleBiich nicht· 
regenerative Rassoureen verbraueht werden, 
denn rund 2/3 der darin steekenden Energien 
belasten als Verlust in Form von Abwärme unse­
re Umwelt, und das, urn leutenendes mit der 
hochwertigen Energieferm "Strom" ausgerech­
net unsere Wohnungen und unser Brauehwas· 
ser zu heizenl Ein Vorgehen, daB dem 
mit Kanonenkugeln aut Spatzen gleiehkommt 
und nur jenen dienen kann, die am waehstum­
sorientierten Absatz von Kanonen und Kano­
nenkugeln interessiert sind. 
Dies verdeutlieht, wie fatal die Expansionspoli· 
tik der EVU's insbesondere auf dem Sektor 
Elektrospeieherheizung und Elektrowärme· 
pumpe für unsere Volkswirtsehaft ist und mit 
welch enormen Nachtellen elne Enrwleklung 
verbunden ist, die auf den verstärkten Einsatz 
von elektrischer Energie gegenüber anderen 
Sekundärenergieträgem ausgerichtet ist. 
Das kann die Elektrizitätskonzeme inc:tes nicht 

daran hindem, ihren Marktanteil, wo immer s.ich 
ihnen eine Mögliehkeit bietet, au.szuweiten. Und 
diese Möglichkeit ist stets dort am verlockend· 
sten, wo die gröBten Umsatzzuwachse und da· 
mit maximale Gewinne zu erwarten sind. Aber 
hören wir dazu doch die Herren Vertrater der 
Elektroindustrie. Etwa Herrn W. Müller vom 
RWE·Essen (1) in einem Referat, gehalten auf 
einem Fachseminar von Europas gröBtem Elek­
trowärmepumpenhersteller, der Firma HAPPEL 
KG.-München. 
"Die elektrotechnische Industrie /st gut In das 
J{lhr 1979 gestartet. Die AuftragsbUcher ver· 
zeichnen In den ersten Monaten zwelstellige Zu· 
wachsraten .... Die Phase al/erdlngs, In der die 
Nettoproduktion jedes Jahr um tast 20% an· 
wuchs. die fUnfzlger Jahre, dlese Phase dUrfte 
l<aum noch alnmal wlederlc.ehren . ... Damals galt 
es In Industrie und Haushatren die elel<trotechnl­
sche GrundausrUstung zu insta/lieren, damlt el­
nerselts den Haushalten eine bessere Lebens· 
fUhrung mögflch war, damlt andererseits die 
Industrie Uberllaupt In die Lage versetn wurde, 
e/nen belsplellosen WachstumsprozeB zu be­
ginnen .... 
Die Inlandsnachtrage der Haushatre wlrd zuneh­
mend vom Ersatzbedart leben, so jedenfafls 
sleht es aus heutiger Slcht aus. Der Ersatzbedart 
/st eine langfristig stabl/e GröBe, nur enthlitr sle 
l<einen WachtufT!smotor - jedentalls darm nlchr, 
wenn e/nerselts die Bevöll<erung stsgnlert und 
andererselts die Oualltät der Produl<te ge.halten 
wlrd ... 
Elnen echten Wachstumsimpu/s mit Lar!gzeitwlr­
l<ung bringt ein neues Produkt. Der MUI/zerlc./el· 
nerer oder die Schuhputzmaschlne waren sol· 
che Wachstumsprodul<te nicht. Neln, das neue 
Produl<t mu8 aus der Slcht des Kundene/ne Nor· 
wendlgl<elt darstellen, so wie es etwa der Bet>· 
troherd oderdle Waschmaschine waren. Nun /st 
der Markt der möglichen Stromanwendungen im 
Ubllchen Haushaltsalltag weitftächig abgegrast: 
Vom Elerl<ocher bis zum Raslerapparat fUr Da· 
men..und Hetren wlrd schon alles angeboten. 
Was noch offen steht.lst der Wännemarld. 
Weder bel der · Rsumhelzung noch bel der 
Warmwasseroereltung hat die Stromanwendung 

·groBe Marldsntelfe: Bel der Rsumhelzung slnd 



heute von 23 Mio. Wohnungen etwa 7% belm 
Stram. aber noch 53% beim ErcHj/. Betrachten 
w#r die Warmwassetbereitung lm Bed, so fl.illt zu­
nl.ichst auf, das noch 5 der 23 Mlo. Wohnungen 
entweder gar l<eln Warmwasser oder elnen Koh­
le/ÖI·Badeofen besltze.n. lnsgesamt hat das Öl 
bel der WarmwasseNersof11ung elnen Antel/ 
von 33%, belm Strom /legen 28%. • (2) 

Die gemelnsame Absicht der Elektrlzitäts-Lob­
by lst damit sicherlich hinreichend dokumen­
tiert. Alle werden sie an einem Strang ziehen. 
denn nebenden Elektrizitätsversorgungsunter­
nehmen und der E.lektroindustrie,die wie unmit· 
telbar elnleuchtend zum Sturm auf den Wärme­
markt blasen, sind auch die Kraftwerksbauer 
un~wie noch bewiesen wird, der gesamte Ato­
menerglekomplex (inklusive Kemforschungs­
zentren). der Bergbau, die Gewerkschaftsfllh­
rung und nicht zuletzt die Politiker mit von der 
Partle. Auch wenn man engesichts dieser Pha­
lanx viellelcht die Rinte gleich Ins Kom 
schmel8en möchte, sollte man sich die Strate­
gie und die Vorgehensweise bei dlesem gran­
diosen Schauspiel nicht entgehen lassen. Die 
Betelligten wurden berelts kun vorgestellt. 
Aufgefllhrt wlrd die Tregödie auf mindestens 
drel Bühnen und dies - engesichts der V~elzahl 
der Akteure - glelchzeitig. 

Es slnd dies die Bereiche Ele'ktrospelcherhel­
zung, Elektrowärmepumpe und die nukleare 
Femwärmeversorgung. 

So begrenzt die Argumentatlon der Betelligten 
lst, so nachhaltlg, das ist zu befOrchten, wlrd sie 
auf den "kienen Mann von der StraBe" wirken. 
Ausgangspunkt dieser Argumentatlon lst, wie 
könnte es auch anders sein, das Thema Erdöl. 
Denkbar gOnstig aufbereitet durch unseren 
Blätterwald mlt lawinenartigen "Öikrisen", Ver­
sorgungslngsten, . uns alle beherrschenden 
Ölscheichs. Iran und neuerdings Afghanlstan­
Horrormeldungen bis hin zur Drohung mlt dem 
Ölkrleg. All das eingepackt in eine Wel Ie von vie­
len kleinen "lch bln Energlesparern", um dann 
doch teststellen zu können, da8 alles nlchts 
hiltt. Wir mOssen sofort weg vom Erdöl der 
Scheichs, sonst droht uns der Weltuntergang.­
Substltulert werden muB die Heizölmenge, die · 
In den privaten Heushalten zur'Wohnraumhel­
zung dient Bild 1 macht deutlich, welch groBer 
Markt das ist. wenn man bedenkt, daB derzeit 
noch 53% aller Haushalte ölbehelzt slnd. 

Substituiert werden muB, welch ein Zufall, na­
türlich mit Strom und das heiBt mit Atomener­
gie. 
Aber hören wir dazu doch wieder den Criginal­
ton der Elektrizltäts-Lobby. Etwa Dr.Günter 
Klätte vom RWE und Mltglled des Vorstandsra­
tes der VDEW In einer Rede zûm Thema "Die 
elektrische Energie im Wärmemarkt der Zu­
kunft". 

"Die Disl<usslon um die zui<Unftlge Energiever­
sorgung der Bundesrepub/11< Deutschland hat in 
der )Ungsten Zelt eine auBerordentliche Bedeu­
tung erfagt. Die Furcht vor weiterer Enef!1iever­
teuerung ftlhrt zu ene111iesparenden Technll<en; 
die Furcht vor Enef11leverl<nappung fordert den 
Einsarz Importierter Energlerrl.iger durch helml­
sche oder quasl-helmlsche Enef11le. 

Es muB also zwel Herausforderungen begegnet 
werden: der al/gemelnen Enef11/everl<nappung -
das bedeutet es muB Prlml.irenei'gle elngespart 
werden - und der drahenden polltischen und 
wfrtschaftlichen AbhlinQIQI<eft von Importtil -
das bedeutet. es muB Mlneralöl durch helml­
sche E.nergie ersetzt werden. z.B. durch Kohfe, 
Sonne.nenergle, Umweltwl.irme oder durch die 
quas~heimische Energie, Ura.n." (3) 

Von dem elegant elngefOhrten Begriff des 
Urans als "quasl-helmlsche Energie• ·einmal 

Blld 1.Energieverbrauch im 
Haushalt (Anteile in %) 

abgesehen, verblüfft vor allen Dingen die in sei­
nen welteren Ausführungen stets stillschwei­
gend vorausgesetzte Notwendigkelt der Ölsub­
stltutlon alleln durch elektrische Energie. Dieser 
Melnung lst natürlich auch der berelts zltierte 
RWE-Kollege MUller, der in seinen Ausführun­
gen engesichts versiegender Rohölquellen dar­
überhlnaus schrelbt: 

"Das dann auhretende Nachfragemotlv hal 
urgewaltlgen Charal<ter, denn ohne warme Woh­
nung ll.iBt sich nicht leben. Deswegen Ubrigens 
bin lch davpn Ubeneugt, daB es nicht zu elner 
abrupten emsten Störung In der notwend/gen 
Helzölmenge l<ommen wird. Die Menge wird 
auch lm Falie strenger Boyl<ottmaBnahmen be­
schafft werden um )eden Prefs, auch wenn der 
Prefs den Bereich des Geldes verläBt Um des 
Frfedens willen selen solche Oberlegungen hier 
ausgel<lammert. "(4) 
Kommenter überflüssigl 

Nicht well ne.ue Argumente kommen, sondem 
nur um elnmal mehr auf das reibungslose Zu­
sammenspiel der Elektrizitäts-Lobby mit den 
Politlkem hinzuweisen, in diesem Zusammen­
hang stellvertretend für eine Vielzahl der tolgen­
de Artikel aus dem Göttinger Tageblatt vom 
15.2.1980: 

Siehe nächste Seite. 

Heizung 
83,3 

Beleuchtung 
Koehen 
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Albrecht will notfalls 
im Alleingang neue 

Kernkra~erkebauen 

das Konzept der nuklearen Fernwärmeversorgung noch im Planungs­
stadium~ Es verkörpert das.gemeinsame langfristige Konzapt der Ener­
gieanbieter und verdient, auch wennes derzeit noch nicht aktuell zu sein 
schein, das Konzapt der nuklearen Fernwärmeversorgung noch im Pla­
nungsstadium. Es verkörpert das gemeinsame langfristige Konzapt 'der 
Energieanbieter und verdient, auch wenn es derzeit noch nicht aktuell 
zu sein scheint, nicht weniger unsere Aufmerksamkeit. Dies, weil berelts 
mit den heutigen investierten enormen staatlichen Zuschüssen, Ent­
scheidungen für unsere künftige Energieversorgung getroffen werden, 
die nicht mehr rückgängig gemacht werden können und darüber hinaus 
sinnvolle alternative Lösungen abblocken. Als Beispiel seien in diesem 
Zusammanhang die Entstehungsgeschichte der Atomenergienutzung 
genannt und die Augenwischerei beim Bau des Schnellen Brüters in Kal­
kar, in den berelts bis auf den heutigen Tag mehrere Miniarden DM 
Steuergelder gasteekt wurden, über dessen lnbetriebnahme aber 
angeblich erst nach Fertigstellung entschieden werden soli. Als wenn 
noch jemand ernsthaft daran glauben könnte, daB Politiker nach 20jähri­
ger Planungs- und Bauphase die lnbetriebnahme verweigem und reu­
mütig die Verschwendung von Steuergeldern in Milliardenhöhe zuge· 
ben, verbunden mit dem Zugeständnis, einer völlig desorientierten Ener­
giepolitik sufgesessen zu sein. 

Wohnungen sollen mit Strom statt mit Öl geheizt werden 
l!!7 /Is. 2.rz> Eig!!ner Bericht 

p. s. Baanover 
Millisterpräsident Alhreeht (CDU) dringt clarauf, da8 in Niedersachsen 

sehr bald neue Kemkraftwerke errichtet werden. In einem GesprAch mit 
dieser Zeituq bepindet er dies mit der Notwendigkeit, mêigliehst raseh 
eine gröBere Unabhingigkeit vom Enlöl zu erlangen. Albreeht kOndigte 
zugleieh an, daB die Landesregierung zusammen mit der Industrie eine 
Werbekampagne mit dem Ziel starten woUe, beim Rausbrand eine 
UmsteUung von der Ölfeuerung auf Strom zu erreiehen. 

Albrecht teilte mit, er werde in Kürze·Gespräehe 
mit den Elektrizitätsuntemelunen aufnèlunen, um 
feste Daten für die Möglicbkeiten dieses Umstel­
lungsprogramms und für den voraussiehtlichen 
Strommehrbedarf zu erhalten. 

Göttinger Tage­
blaU 15.2. 1980 

Wir müssen erkennen, daB aus diesem Grund die nukleare Fernwärme­
versorgung heute berelts aktuell ist! Zur besseren Verständlichkeit der 
Gesamtstrategie der Elektrizitäts-Lobby einige Anmerkungen zu den 
technischen Verfah ren. 

Nach Albrechts Meinung läBt sich gerade belm 
Hausbrand das Öl ersetzen. Dafür komme jeeloch nur 
Strom aus Kernkraftwerken in Betracht. Er begriin­
dete dies mit der Auffassung, da8 1. das 01 auch zur 
Stromerzeugung langfristig nicht zur Verfügung 
stehe, Z. Erdgas auf llingere Sicht keine Altemative 
darstelle und 3. die Kohle, deren Förderung nur 
begrenzt zu steigern sei, spiter zu Heizzwecken auch 
in Kraftwerken nicht mehr zur Verfügung stehe, 
sondem zur Herstellung des "verdammten Benzins" 
genutzt werden müsse. 

Albrecht, der se!Jie V~ vor · dem 
Hintergrund der Afghanistan-~ cmlWiekelte. 
geht davon aus, dal sich die Abkehr • . der. 
OlfetJérurlg folgenderma8en voUzleheD Jtamt: LStatt 
mit 01 wird verstärkt mit Strom geheizt. 2. Vorallem 
auf dem Lande bietet sich eine Kombination von 
Stromhelzung und Wärmepumpen an. 3. Dazu mul 
die Sonnenenergie stärker als bisher· durch den 
vermelu:ten Einbau von Sonnenkollektoren genutzt 
werden. Albrecht meinte, die Wärmepumpen seicm 
engesichts der zu erwartenden Energiekosiensteige­
rungen schon jetzt ander Grenze der·Rentabilität. 
Eine Subventionierung sei jedoch nur sehr be-... · 
m~~ ~~· 

Albrecht erklärte, wenn die SowjetUmon von 
Afghanistan aus Hand an die Erdölvorkommen im 
Nahen Osten legen sollte, müBte der Westen 
cmtweder kämpfen oder sich erpressen lassen, um 
seine lebenswichtigen Interessen zu wahren. Es sei 
daher ftotwendig, da8 sich die BundèsrepUblik 5o 
schnell Wie möglich von dieser gefährlichen Altema­
tive freimache. Niedersachsen werde nicht auf Bonn 
warten, sondem im Alleingang dort ansetzen, wo 
sicham ehesten einer möglichen Versorgungskrise 
begegnen lasse. 

Das möge dem Leser zum Ausloten der Mar­
schroute der Elektrizitätslobby vorerst genü­
gen. So oder ähnlich, vielleicht noch mit gerin­
gen Variationen, dem Gespenst von den susge­
henden Uchtern und der Massenarbeitslosig­
keit werden sie ihre Ziele mit Hilfe der Massen­
meàien in groBer Auflage und zu den besten 
Sendezeiten verbreiten und so ihr Stück und 
damit auch leider unseres zu Ende spielen, das 
da heiBt: Eroberung des Winnemarktes durch 
die Elektros!)eichertleizung, die Elektrowir­
mepumpe und die nuldeare Femwinneer­
zeugung. 

Der forcierte Ausbau der Elektrospeicherhei­
zung stellt dabei zweifellos ein kurzfristiges Mo­
ment in diesér Strategie dar, das in seiner Be­
deutung für die Eroberung des Wärmemarktes 
in absehbarer Zeit vom Einsatz der Elektrowär­
mepumpe überflügelt werden soli. Die Elektro­
wärmepumpe stellt für die Elektrizitäts-Lobby 
das mittelfristige Konzept dar, das auf nennens­
werte Marktanteile bis zum Jahr 2000 ausge­
richtet i st; die derzeit anlaufende Kampagne zur 
Propagierung der Elektrowärmepumpe und die 
·enormen Verkaufszuwachsraten lassen dies 
berelts heute erkennen. Daneben befindet sich 
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Elektrospeicherheizu ng: 

Mehrverbrauch bewuBt gefördert! 
Bis vor einem Jahr noch hielt die Elektrizitäts­
wirtschaft an der Annahme von Zuwachsraten 
des Stromverbrauchs um jährlich 7% fest und 
damit an einer Verdoppelung des Stromver­
brauches alle zehn Jahre! Die Bundesregierung 
übernahm diese Angaben anstandslos und 
machte sie zu Eckdaten ihres Energiepro­
gramms und das heiBt zur Grundlage des for­
cierten Ausbaus der Atomkraftwerkskapazität. 
DaB diese Angaben in Praxis dahinschmelzen 
würden wie Butter in der Sonne war klar. Nur 
dem starken Einsatz der Bürgerinitiativen ist es 
Zl:l verdanken, daB die auf die Interessen der 
Elektrizitäts-Lobby abgestellte Rahmenpla­
nung scheibchenweise von der Bundesregie­
rung zurückgenommen werden muBte. Sehr 
zum MiBfallen der Herren aus der Elektrizitäts­
wirtschaft, die sich weiter auf das Dogma des 
7%-Zuwachses beriefen. · 
lndessen wissen die Strommanager spätestens 
seit September 1975, daB sie mit ihrer gewag· 
ten Formel nicht die Wahrheit sagen. Seit dieser 
Zeit nämlich liegt ein verbandsinternes Gutach­
ten vor, das die Verdoppelungsthese eindeutig 
widerlegt. Was die Experten in ihren "Überle· 
gungen zur zukünftigen Entwicklung des Strom­
verbrauchs prlvater Haushalte in der BRD bis 
1985" auf 197 Seiten zu Papier brachten, war so 
brisant, daB es sofort im Panzerschrank ver­
scf:lwand. (5) 
Fazit der Studie: Selbst bei unveränäertem Ver­
braucherverhalten wird der Stromverbrauch in 
den privaten Haushalten, seit je her Hauptorien­
tierungswert für die Stromwirtschaft, abrupt 
abgebremst - Nachtspeicherheizungen ausge­
nommen. Von 1973 bis 1980 wird er jährlich 
nicht mehr urn die bisher üblichen 12% klettern, 
sondern nur nochum 3,6%. Von 1980 bis 1985 
wird die Stromnachfrage gar auf nur noch 1,5% 
Wachstum abgebremst sein. Damit aber fällt 
die wesentliche Stütze des Verdoppelungsdog­
mas weg. 
Die Konsequenz, die die Elektrizitätsunterneh­
men aus dieseJ Studie ziehen, ist eine Expan­
sion um jeden Pre is, und das heiBt vor allen Din­
gen eine Forcierung der energiepolitisch völlig 
unsinnigen Verwendung von Strom zu Heiz­
zwecken. Das liest sich dann so: 
"Es erscheint uns das wesentliche Ergebnis die­
sar Prognose zu sein, daB quantifizierbar gewor­
den ist, in welchem MaBe In den kommenden 

Jahren eine Umschichtung des jährlichen Zu­
wachses von Haushaltsstrom ohne Heizung auf 
Haushaltsstrom mit Heizung zu erfo/gen hat, da­
mit çlie /ängerfristig alngeplante Zuwachsrate 
des gesamten Haushaltsstromverbrauchs Mark­
tresuitat ist. n (6) 

Daher sind MaBnahmen wie "gezielte Kundenin· 
formation" einzuleiten, "urn Elektroheizsysteme 
unter Beachtung e/ektrizitätswirtschaftlicher 
Erfordemissa auf breiter Basis in wenigen Jah­
ren marktgängig gemacht zu haben. "(7) 
Nähere Angaben über dieses Bestreben der 
EVU's sind auch einem Fachbeitrag in ..,der 
VDEW-Zeitschrift "Eiektrizitätswirtschaft" zu 
entnehmen. 
Dort ist zu lesen, daB "aufgrund der starken 
Nachtrage nach Speicherheizungen in den letz· 
ten Jahren der Stromverbrauch dieser Anlagen • 
gemessenam gesamten Stromverbrauch- über­
proportional zugenommen hat. "(8) 
Die installlerte Leistung der Speicherhel­
zungsanlagen stleg von 1968 bis 1978 auf 
annihernd das Slebenfache (I) von 4 GW im 
Jahre 1968 auf 27 GW lm Jahre 1978. 
Nach VDEW-Angaben benötigten berelts 1976 
"mindestens 25% der im Bundesgftbiet instal­
lierten Speicherheizungen eine Tagesnachla­
dung, wobei in die,sen Anlagen bei niedrigen Au­
Bentemperaturen die Nachladungen bis zu 40% 
des gesamten Tagesverbrauchs betragen 
kann." (9) 



Auch hier ist die Strategie sehr deutlich zu 
erkennen: Tabelle: Spe1cherhe1zungsverbrauch lil M1lliarden Kllowattstunden 
Wenn man kelne Zuwachsraten lm Stromver· 
brauch zu verzelt:hnen hat, dann schafft man 
slch eben welchell 

Áus diesem Grunde ist für die EVU's der in ei· 
nem gesonderten Kapitel behandelte Spitzen· 
lastabwurf oder die Speicherung elektrischer 
Energie zum Zwecke des Abbaus der Bela­
stungsspitzen und der damit verbundenen 
gleichmäBigeren Kraftwerksauslastung völlig 
uninteressant. Es überrascht deshalb nicht, 
wenn man aus diesen Kreisen immer wieder 
hört, elektrische Energie sei nicht speicherbar, 
kommt es den EVU's doch ausschlieBiich darauf 
an, die Täler der Belastungskurve s;lurch die for· 
clerte Propagierung von elektrischen Speicher­
heizungen aufzufüllen. Dabei geht es ihnen 
nicht um den Abbau der Stromspitzen, sondern 
um ein Anglelchen der Belastungstäler an den 
Spitzenverbrauch, ja mehr noch, um eine eben­
falls gleichzeitige Erhöhung der Stramspitzen 
und damit letzten Endes urn eine möglictist 
groBe Erhöhung des Stromverbrauchs insge­
samt. 
Wie ,erfolgreich diese Politik in den letzten Jah· 
ren gewesen ist, belegen die enermen Zu· 
wachsraten auf dem Sektor· Elektrospeicher- · 
heizungen. So stieg in den 12 Jahren von 1966 
bis 1978 bei einem durchschnittlichen Strem· 
verbrauchszuwachs von rund 6% pro Jahr (frel· 
llch mit im Laufe der Jahre fàllenden Zuwachs­
raten) der Speicherheizungsverbrauch im be· 
treffenden Zeitraurn urn rund 31% pro Jahr. Wie 
die nebenstehende Tabelle ausweist, entspricht 
das einer Erhöhung des Speicherheizung~er­
brauchs um den Faktor 25 in nur 12 Jahren. 

Damit stieg der Anteil der Raumheizungen am 
Verbrauch der Haushalte von 3% im Jahre 1966 
über 19,1% im Jahre 1973 auf 21,5% im Jahre 
1978! 
Das Aufblähen des Sektars Privathaushalte 
durch diese enermen Zuwachszahlen zeigt Bild 
2. 

1966 ... '70 

0,8 ... 7,0 

'71 

9,0 

'72 

11,6 

'73 

13,7 

Anhebung der Spitzenlast beteiligt, wie Bild 3 
beweist und toreieren damlt auch direkt den 
Bau weiterer Kraftwerke. Dies ist deshalb von 
besonderer Bedeutung, weil von der Elektrizi­
tätswirtschaft im Zusammanhang mit der 
Stromversorgung ausschlieBiich von den am 
Jahresende suftretenden Lastspitzen gespro­
ehen wird und man damit bewuBt den Eindruck 
erweckt, diese GröBe sei das ausschlieBiiche 
Kriterium für die Deckung des gesamten Strem· 
bedarfs. Die Bilanz der Elektrizitätsversorgung 
macht deutlich, wieso die EVU's dabei nie kon· 
krete Angaben über Reservekapazitäten ma· 
chen oder gar auf die durchschnittliche Netzbe­
lastung zu sprechen kommen. Tatsächlich ist 
aber auch die durchschnittlich nachgefragte 
Energiemenge von Bedeutung, wenn man sich 
nämlich darauf besinnt, daB elektrische Energie 
speicherfähig ist. Der Vcrteil der Speicherung 
ist offenkundig: Die Kraftwerke werden gleich· 
mäBiger und besser ausgenutzt, d.h. sie können 
nahezu konstant mit optimaler Ausnutzung ge­
fahren werden und die Bedarfsspi~zen werden 
durch die während der Schwachlastzeit gespei· 
cherte Energie gedeckt. Das ]edoch liegt nicht 
im Interesse der EVU's. Natürlich streben auch 
sie eine möglichst gleichmäBige Stromerzeu­
gung an. Die Speicherung von elektrischer 
Energie durch die im Betrieb befindlichen Kraft­
werke würde aber bedeuten, daB auf absehbare 
leitjeder Bau von zusätzlichen Kraftwerksblök· 
ken - mehr noch als berelts belder heutigen Si· 
tuation der riesigen Stremraserven- überflüssig 
würde. Dies aber berührt unmittelbar das lnve­
stitionsverhalten, genauer: die Möglichkeit zur 
sicheren gewinnbringenden Geldanlage, der in 

Bild 2.Ante1l der Raumspeicherheizung am gesamten Elektri­
Zitatsverbrauch der Haushalte 

5,8% 

Deb EVU's ist es seit Beginn der 60iger Jahre 
gelungen, berelts .7% aller bundesdeutschen 
Wohnungen mit Strem zu behelzen, das slnd 
immerhin 1,6 Mio. Wohnungen. 
Die Bedeutung der Speicherheizung für die 
EVU's am gesamten Stromabsatz wird auch da­
rin deutlich, daB die 20 MiJllarden Kilowattstun· 
den Speicherstrom des Jahres 1 978 berelts 
7,3% ihrer gesamten Stromlieferungen ausma­
chen! 
Berelts im Zusammanhang mlt der Bilanz der 
Elektrizitätsversorgung wurde daauf hingewie­
sen, daB der enorme Zuwachs der Speicher­
stromabgabe urn 5 Mlo. Kilowattstunden von 
1977 af 1978 entscheidendan der Steigérungs; 
rate ven 4,4% beteiligt ist. Ohne die Stelge­
rungsrate auf dem Markt der Elektrospei· 
cherhelzungen liegt der Verbrauchszuwachs 
1977178 nochunter 3%1 
Elektrospeicherheizungen füllen aber nicht nur 
Belastungstäler auf, sondern sind auch an der 

der Elektrizitätswirtschaft tätigen Unternehmen 
und lnteressengruppen. 

Doch zurück zur Erläuterung von Bild 3 .. 
Kurve 2 stellt dabei den tatsächlich gemessse· 
nen Verlauf dar, während die Kurve 3 den fikti· 
ven Belastungsverlaf ohne Speicherheizung 
wiedergibt. Es ist deutlich zu sèhen, wie durch 
die Speicherheizungen das Mittel im Stromver· 
brauch im Zeitraurn von 21 • 7 Uhr urn 11,2 GW 
und während des Tages von 12 ·18 Uhr urn 2,2 
GW angehoben wird. Die Kurve 1 zeigt den fikti­
ven Stromverbrauch bei einer durchschnitttli­
chen Tag- und Nachttemperatur von ·12 Grad C 
(sozusagen der Traurn eines jeden Elektrizität· 
sunternehmens). Nach VDEW·Angaben häte 
der Anteil des Stromverbrauchs für Speicher­
heizungszwecke am Gesamtverbrauch an ei­
nem Winterwerktag bei -12Grad C berelts im 
Jahre 1970 rund 8,5% und 1975 gar 14,5% 
erreicht.(1 0) 

'74 '75 '76 '77 '78 

14,5 15,9 17,4 15,6 20,0 

Deutlich sichtbar in Bild 3 ist au eh die Anhebung 
der Lastspitzen, und das ist ja wohl auch beab­
sichtigt. Wie heiBt es doch gleich in der VDEW­
Studie: Es ist "quantlfizierbar geworden, in wel­
chem MaBe in den kommenden Jahren eine 
Umschichtung des jähr/ichen Zuwachses von 
Haushaltsstrom ohne Heizung aut Haushalts­
strom mit Heizung zu erfalgen hat, damit die 
langfristig alngeplante Zuwachsrate des gesam­
ten Haushaltsstromverbrauchs Marktresuitat 
ist. "(11) 
Eine Aussage, die freilich nicht nur auf den Be­
reich ·der Elektrospeicherheizung begrenzt ist, 
sondern in jüngster Zeit durch die Propagierung 
der Elektrowärmepumpe Aktualität behält. 
Schätzungen zu Folge können die EVU's beim 
derzeitigen Stand des Verbundnetzes rund 20· 
30% des gesamten in der BRD benötugten 
Wärmebedarfs durch Elektrospeicherheizung 
decken.(12) 
Auch ohne die Möglichkeit voll auszuschöpfen, 
stellt die Elektrospelcherheizung für die EVU's 
einen wichtigen Eckpfeiler zur Eroberung des 
Wärmemarktes dar, Ul)d es wird nicht der einzi­
ge bleiben, wie die nachtalgenden Ausführun· 
gen über die elektrische Wärmepumpe bele· 
gen. 

Bild 3. EmfluB der Speicherhel­
zung auf die Netzbelastung am 
Beispiel des 17.12.1975 
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ELEKTROWÄ.RMEPUMPE: das 
trofanisehe Pfercl der 

Es ist sicherlich kein Zufall, wenn sowohl den 
Ölmultis als auch der Elektrizitäts-Lobby die im 
bundesdeutschen Blätterwald erzeugte Hyste· · 
rie urn eine angebliche Ölverknappung so recht 
in ihr Konzapt paSt. LäBt $ich doch in sol eh en Si· 
tuationen ganz vorzüglich Preispolitik machen, 
insbesandere wenn der bundesdeutsche Wirt· 
schansminister Lambsdort in schöner Regel· 
mäBigkeit stets wenige Tage vor der nächsten 
Benzinpreiserhöhung die Wähler darüber infor· 
miert, daB seiner IVIeinung nach mit einer noch 
weiteren Preiserhöhung in absehbarer Zeit auf 
dem IVIineralölmarkt zli rechnen ist. 
Kaum zu sagen, wer sich über diese Entwick· 
lung mehr freut: die Ölkonzeme oder die Elek· 
trlzitäts·Lobby. Verdienen sie beide doch kräf· 
tig _ an den stelgenden Energiepreisen; die 
Ölmultis direkt, die EVUs durch die Strompreis· 
erhöhung~n "wegen gestiegener Rohstoffko· 
sten", wenngleich Öl oder gar leichtes Heizöl 
bei der Stromerzeugung überhaupt keine Rolle 
mehr spielt. Für die Elektrizitäts·Lobby hat das 
ganze Spektakel noch den groBen Vorteil, daB 
sie mittels Elektrowärmepumpe berelts in den· 
bundesdeutschen Wärmemarkt eindringen 
kann. Aber hören wir dazu wieder die Herren der 
Elektrizitätswirtschaft. 
Etwa Herrn IVIüller vom RWE in seinem berelts 
zitierten Referat auf dem Wärmepumpensemi· 
nar der Firma HAPPEL, der den Weg für die 
Elektrizitätswirtschaft vorzeichnet: 
"Was noch offen steht, ist der Wärmemarkt . ... • 
Die elektrotechnische industrie ist durch lnnova· 
tionen geboren worden, sie ist durch lnnovatio· 
nen groB geworden. Und man geht sicher nicht 
fehl in der Annahme, daB künftige Wachstums· 
entwicklung weiterer grundlegender lnnovatio· 
nen bedarf, wie eben schon Immer •. :. 
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Nach diesen Vorbereitungen wirä es Zeit, das 
Stichwort Wärmepumpe zu nennen. Hier ist eine 
lnnovation. Zwar im Kern nicht neu; schon Jahr· 
zehnte alt. Aber manches Ding braucht seine 
Zeit: Gut Ding wilt Welle habenl ... 
Betrachten wir zunliichst einmal einige Grundda­
ten zur Wármepumpe. /eh setze den Preis einer 
Wärmepumpe auf 10.000 DM, die lnstallations­
kosten auf 3000 DM jeweils des Wertes 1980. 
Fèrner setze ich die Zahl der Wohnungen, die 
langfristig mit einer Wärmepumpe beheizt wer· 
den könnten, af etwa 20 Mlo .. Dabei unterschei­
de ich im Moment noch nicht zwischen brenn· 
stoff-und strombetrieberiem Motor. Damit ergibt 
sich ein langfrlstiges Marktvolumen für die Wär­
mepumpe von 200 MRD.DM für die Erstausstat­
tung des Aggregates und rund 60 MRD.DM für 
dessen ersten Einbau. Betrachten wirdie Sache 
in gleichmliiBigen Raten wjjhrend 15 Jahren und 
unterstellen eine Lebensdauer von 15 Jahren,so 
erkennen wir ein jähr/iches Volumen von gllf 13 
Mrd.DM Geräteproduktion und 4 Mrd.DM Mon· 
tage, zusammen also rund 17 Mrd.DM. Diese 
Zahlen gelten für den inländlschfin Marl<t. Die 13 
Mrd. DM für Geräteproduktion erscheinen ange­
sichts der 100 Mrd:DM derzeitigem Umsatz der 
Elekfrotechnik nicht sehr hoch, doch bedenke 
man, daB von diesen 100 Mrd.DM heute nur 
16Mrd.DM überhaupt von deutschen Haushal­
ten direkt nachgefragt werden, als Kochplatten 
oder Tonbandmaschinen u.s.w •. "(13) 
Deutlicher kann man es wohl kaum sagen: Die 
Elektrowärmepumpe als IVIittel der Elektroindu· 
strie zur Verdoppelung ihres derzeit leider sta· 
gnierenden Absatzes im Haushaltsbereich. 
Endlich ein Produkt, das sièh hinsichtlich des zu 
erzièlenden Umsatzes wohltuend vom Oberwie­
gend gesättigten IVIarkt der Haushaltsgeräte 

lelltrizitiits-

Lollll~ 
abhebt. Überdies mit der:z~it noch gar nicht 
absehbaren Chancen auf dem Exportsektor; si­
cher ist nur, daB dies Marktvolumen den des 
Inlands urn ein Vielfaohes Obertreffen wird. Und 
mit der Elektrowärrnepumpe wird der Wärrne­
markt vollands erobert. Etwa 20 IVIio. Wohnun­
gen möchte er langfristig mit der Elektrowärme­
pumpe behelzen, der Herr IVIüller. Gar nicht 
unbescheiden, wenn man bedenkt, daB derzeit 
gerade 23 IVIio. Wohnungen auf dem Wärme­
markt zu verzeichnen sind! 
Nun, den Elektrizitätsversorgungsuntemehmen 
soll's recht sein, denn auch ihrien basehert die 
Einführung der Elektrowärrnepumpe enorme 
Umsatzzuwächse, wie gleich noch belegt wer­
den wird. 
Zuvor jedoch noch ein Wort zur Strategie der 
Einführung diesas Systems aus berufenem 
IVIunde. Vom Vater dieser Idee, dem RWE-Spit­
zenmanager und "Verfechter für die Nutzung 
der Sonnenenergie und Kernenergie", Dr. 
Bemd Stoy. 

"eine phantastische 
K t. " onzep 1on ... 

"lch glaube, daB ein GroBteil unserer Energie­
probieroe speziell die Raumheizung durch die 
Wärmepumpe gelöst werden wird. Ohne zusliitz­
liche Kraftwerksleistung, ohne ·ein einziges zu­
sliitzliches Megawatt, könnte die deutsche Elek­
trizitätswirtschaft derzeit etwa fünf Mio der rund 
11,5 Mio ölbeheizten Wohnungen mit der biva­
lenten Wärmepumpe im Sundesgebiet versor­
gen. Das ist meiner Ansich nach eine phantasti­
sche Konzaption ... 
Man kann diese Wliirmepumpen vareintacht 
auch als Ölspargeräte bezeichnen, wei/ sie mit 
der Ölheizung in bereits bestehenden Anlagen 
kombiniert werden ... Zuglelch ist dies eine ener­
giewirtschaftlich geselJen sinnv61/e Lösung, weit 
durch dieses bivalente System der Ölversor­
gung der Ausstieg aus derRaumheizung undder 
Stromversorgung der Elnstieg In die Stromliefe­
rung für bivalente Wärmepumpen erleichtert 
werden. Sie nutzen zwar zum f1rö8ten Teil 
Umweltwärme, brauchen aber immer noch 
etwas Strom als Antriebsenergie. 
Meine Prognose für 1990: Mindestens eine Mil­
tion Wärmepumpen werden In Betrieb 

·sein. "(14) 
Dieser Optimismus der Elektrizitäts-Lobby 
schaint gerechtfertigt, angesichts des enormen 
Werbeaufwands zur Propagierung der Elektro­
wärmepumpe. Eine Kampagne, die ihr Ziel 
überhaupt nicht verfehlen kann, ist sie doch so 
einfühlsam auf eine sorgfältig auf Panik pro­
grammierte Geselischaft abgestellt, der jedes 
IVIIttel recht ist, wenn es nur das knappe Öl 
ersetzt. Es appelliert an die Instinkte derer, die 
aus Harrisburg nur die Konsequenz ziehen: lie­
ber atomar verseucht als mit kaltem Hintem 
den Lebensabend verbringen. Die alles bestim­
mende Parole lautet: Weg vom Öl! Die Frage, 
!Jm welchen Preis und warurn mit dieser Héktik, 
wird bessernicht gestellt, könnte sie doch eini­
ge unangenehme Tatsachen aufdecken und.die 
ganze Strategie bloBstellen. ·Viel bessar ist es 
da, jede neue "Öikrise" als SchicÏ<salsfrage der 
Nation zu. verkaufèn; . . 



Und l.lberhauen, was sollte man wohl In elner 
Zelt vleier "lch bln Energlesparer" gegen "ÖI­
spargeräte• vom Typ Elektrowärmepumpe ha­
ben, wo doch mit ihnen auch noch Sonnenener­
gie in Form von Umweltwärme genutzt wird? In 
der Tat. der Boden für diesen neuen Wach­
stumssprö81ing lst so fruchtbar wie setten zu­
vor. Dies belegen alleln die Begriffe "Öikrise", 
"Öispargerät" und "Sonnenenerglenutzung". 
Mangainde Flexibllität kann man ihnen nicht 
vorwerfen, den Herren der Elektrizitätswirt­
schaft. Da schrelbt er ein Buch, der Spitzenma­
nager von Europas grö8tem Elektrizitätserzeu­
ger, der Herr Dr. Stoy vom RWE, mit dem vief­
verspreehanden Titel "Wunschenergle Sonne". 
Sein Facit: 
.Die Nutzung der Sonnenelnstrahlung wfrd In 
unseren Breitengraden tur die Helzwärmeerzeu­
gung auf d/e Sommerzelf beschrllnl<t bie/ben, 
belsplelswelse tur die Sommerwarmwassetbe· 
reltung oder tur Frelschwfmmbecken. • (15) 
Da haben sie ihr Fett, all die Schwärmer, die 
doch tatsächlich an die Nutzung von Sonnen­
kollektoren glauben, mlt dem Frelschwimmbek­
ken fl.lr sie als angemessenes Betätlgungsfefd. 
Die groStechnische Nutzung der Sonnenener­
gie bleibt eben doch der GroSindustrie vorbe· 
halten. Und eben für dlese Kreise erlangt er ent­
scheidende Bedeutung, der Titel des Buches. 
Sie können slch lhre WOnscha erfiJlfen auf ei­
nem Sektor, der von ganz anderen ins Spie I ge­
bracht wurde und wie kaum ein anderer die 
Hoffnungen weiter Krelse unserer Bevölkerung 
trägt Das Stlchwort für die angestrebte Revolu­
tion auf dem Wärmemarkt helSt: "Nutzung der 
Umweltenergle durch die Elektrowärmepum­
pe" und wirdinden kurz umrissenen Assozlatio­
nen dem Markt schmackhaft gemacht Dank Dr. 
Stoy ist es dem RWE gelungen, diese Stragte­
gie um elne Nuance zu erweltem. Es lst dies das 
propagiert.e "Energiedach" bzw. die "Energie­
fassade". Nach RWE-Angaben handelt es sich 
dabei lm Gegensatz zu Solarkollektoren um 
llk:M mit Glas abgedeckte Absorber, die lhrer 
Umgebung doppelt soviel Energie entziehen 
sollen, wie abgedeckte Sonnenkollektoren. Die­
se phantastlsche Neuerung vertiert frelllch an 
Bewunderungswl.lrdlgkelt, wenn man die ganze 
Wahrhelt hQrt: dás Energle~ach lst lm Gegen­
satz zum Sonnenkollektorkreislauf keln elgen­
ständlger Energlelleferant. sondem nichts wei­
ter als elne neben der Umgebungsluft, dem 
Erdreich und dem Grundwasser zusätzllche Pri­
märenergiequelle, die stets eine Wärmepumpe 
erfordert. Und das war ja wohl auch beabslch­
tigt Trotzdem (oder bessergerade deswegen) 
traten die RWE als Verfechter des Energie­
dachs so auf, als hätten sle das El des Kofurnbus 
für die Deckung des Heizenergiebedarfs im 
Jahr 2000 gefunden. DaB lm glelchen Aternzug 
der Sonnenkollektor als Fehlentwicklung der 
Solartechnlk apo.strophiert wird, ist ebenfalls 
Bestandteil ihrer Strategie. 
Al.f das konnte man in einem nle dagewasenen 
Rummet auf der Hannover-Messa 80 bewun­
dem. Der Zantralverband der E.iektrotechni­
schen Industrie e.V. (ZVEI), die als gemelnnützlg 
anerkannte Vereinigung der Eiektrlzitäts-L.ob­
by, veranstaltete In Hannover mlt rund 20 Elek­
trowärmepumpenherstellem eine gro8e, sug-

Allein durch den Einsatz von 15 Mlo. Elektrowärmepumpen ist bis zum Jahr 2000 die in der BRC 
installierte Kraftwerkskapazität und der dazugehörige Fernleitungsbestand nahezu zu verdoppeln 

gestive Multimedlaschau unter dem Motto 
"Weg vom Öl; Heizen mit der Elektrowärme­
pumpe." Triumphlerend wurden in einer Presse­
konferenz vom Verband die Verkaufszahlen fl.lr 
1979 vorgelegt und die Perspektivan aufge­
zeigt: 
- Der Bestand an Heizungswärmepumpen wur­

de von rund 5000 auf tast 12.000 bis Ende 
1979 erhöht 

- Der lnlandabsatz soli lm Jahr 1980 auf 
25.000 Geräte stelgen 

-Bis 1985 werden nach Ansicht der ZVEIIn 
der BRD 500.000 elektrische Helzungswär­

mepumpen und zusätzlich 700.000 Kleinwär· 
mepurnpen für die Brauchwassererwärmung 
installiert sein. · 

Stromverbrauch verdoppelt 
Die Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke 
(VOEW) hat denn auch glelch hochgerechnet, 
daB mit den rund 12.000 im Jahre 1979 instal· 
lierten Eiektrowärmepumpen rund 30 Mlo Liter 
Heizöl alngespart worden sein könnten. Dies 
wird freiNch erst dann ins rechte Licht gerOckt, 
wenn man bedenkt. da8 dafl.lr allerdlngs 100 
Mlo KWh Strom erforderlich waren! Und das lst 
ja erst der Anfang! 
Rechnet man den Stromverbrauch alle In fl.lr die 
prognostierten 500.000 Helzungselektrowär­
mepumpen des Jahres 1985 aus. so erhält man 
berelts die stattliche Zahl vón 4,2 Milllar­
den(Mrd) Kilowattstundenl 
Die vom RWE bis zum Jahr 2000 Ins Auge ge­
fa8te Zahl von rund 15 Mlo Eiektrowärmepum­
pen erfordern die enorme Strommenge von 
jährlich rund 126 Mrd KWh. Zum Vergleich: 
1978 betrug der jährtiche Stromverbrauch 

. sämtticher Haushalte zusammen etwa 80,7 Mrd 
KWh. . 

Mlt dem angestrebten Volumen von 15 Mie. 
Elektrowlrmepumpen laaaen alch alao nlchf 
nur vorzOgllch VerbufMrt6M fllr die Elek· 
trolndu.trle erzlelen, aondem aozuaagen ne· 
benbel wlrd auch noch der Stromverbrauch 
der privaten Hauahalte nahezu verdrelfachtl 

Und es wl.lrde jemand im Bunde fehlen, wenr 
nicht auch die Kraftwer!<sproduzenten an die· 
sem Coup kräftig mrtverdienen könnten. Auc" 
dazu elne kleine Überschlagsrechnung: 
Wärmepumpen werden, gleichgültig ob mil 
Umgebungsluft oder über das "Energiedach" 
gespeist zweckmä8igerweise wegen der höhe­
r!!n Energieausbeute tagsOber und nicht in den 
nächtlichen Schwachlastzeiten, betrieben. 
Oberdiesist in der Nacht die Nachtrage an Heiz­
lelstung eh auf ein Minimum reduziert. Allein für 
die 15 Mlo Elektrowärmepumpen mil durch­
schnlttlich 5KW elektrischer Leistung ist daher 
eine Kraftwerksleistung von rund 75.000 MW 
(.;. 75 GW) notwendig. Wenn man bedenkt, daB 
sich 1978 die gesamte in der BRD installierte 
Kraftwerksieistung auf 85.500 MW belief (da­
von rund 69.200 MW im öffentlichen Netz), hal 
man die für den Kraftwerksherstèller verlocken­
de Aufgabe: 
Alleln durd'l den Elnaatz von 15 Mlo Elektro­
wlrmepumpen lst bla zum Jahr 2000 die In 
de! BRD lnatalllerte Kraftwerkakapazltlt und 
der duugehörlge Femleltungabeatand na-

. hezu zu verdoppelnl 
Von der "Wunschenergie-Sonne" hatte er ge­
sprochen, der Herr Dr. Stoy, und von der "Eiek­
trowärmepumpe als Ölspargerät". Und auch 
der Ausspruch .sie(Eiektrowärmepumpen)nur­
zen zwar zum grij8ten Teil Umweltwärme, brau­
chen aber Immer noch etwas Strom als Hl/fse­
netg/e•kann jetzt erst richtig gewl.lrdigt werden. 
(16) 
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So alarmierend diese Fakten bereits sind, die 
volle Brisanz dieses Themas kommt erst dann 
zum Vorschein, wenn man sich klar macht, daB 
es nicht etwa nur die Elektrizitäts·Lobby ist, die 
mit allen Mitteln diese Strategie realisieren 
möchte. 
Bei den Überlegungen zur Einführung der Wär· 
mepumpe macht der scho mehrfach zitierte 
Herr Müller vom RWE seinen Kollegen klar, wa· 
rum bei dieser "lnnovation" sämtliche Ener·· 
gieanbieter an einem Strang ziehen. 

.•• deutliche Worte 
eines Managers 

..... möchte vielmehr einen weiteren Aspekt dis· 
kutieren: Die Positionen der Energieanbieter in 
der Bundesrepublik. Zum Beispiel ganz unab· 
hängig vonder Ölsubstitution verfolgt die Kohle 
eine möglichst offensive Absatzpolitik. Dies be· 

·rührt den Haushaltswärmemarkt in dreifacher 
Weise. Erstens kann langfristig gedacht Kohle zu 
Heizöl und Heizgas gemacht werden. Zweitens 
kann Koh/e zu Fernwärme gemacht werden. Und 
drittens zu Strom. Nur die zweite Möglichkeit, die 
Fernwärme, beschneidet das theoretische 
Marktvolumen der Wärmepumpe.Künst/iches 
Heizöl oder Heizgas wird so teuer sein, daB es 
mit Sicherheit den Wärmepumpenbetrieb beim 
Kunden voraussetzt.Das ist aber weite Zukunft. 
Die dritte Mög/ichkeit /iefert den gesamtwirt· 
schaft/ich schon heute interessanten Aspekt, die 
Kohle via Draht und Wärmepumpe letztlich ohne 
Umwandlungsverluste in die Wohnung zu brin· 
gen. Die Kohleseite steht so/chen Oberlegungèn 
sehr positiv gegenüber, zumal sich aus ihrer 
Sicht die Produktion von Fernwärme und Wär· 
mepumpenstrom sinnvo/1 korobinieren läBt. 

lnsgesamt also lat die Fortentwlcklung der 
Wärmepumpe lm Markt aus der Slcht der 
deutschen Kohle nicht nur Interessant, son­
dern unter manchen Aspekten sogar elne 
Voraussetzung. Die Gaswlrtschaft hat seit ein 
paar Jahren und auch noch mittelfristig Ange­
botsüberhänge. Daneben muB erwähnt werden, 
daB die Zahl der gasberohrten Wohnungen sich 
mehr oder weniger weit unter 45% einpendeln 
wird, je nach AusmaB der Forcierung von Fern­
wärmep/änen. lnsofem wèrden potentlell 
sarke Aktivltiiten der Gaswlrtschaft zur Wiir­
mepumpelm Grundsatz stets günstlg für den 
gesamten Wärmepumpenmarkt an slch wir­
ken. /eh möchte es so formulieren: jede in die 
Wärmepumpen·Werbung gesteckte Mark des 
Gas/ieteranten ist für den Gaswärmepumpen­
hersteller eine gesparte Werbemark und für 
den Stromwärmepumpenhersteller gesparre 
80 Pfennig. Jegliche Argumentation nach dem 
Motto .wir sind besser als ihr" sol/te besser 
unterbleiben, denn sie verwirrt nur die zunächst 
notwendige stabile Basisinformation des priva­
ten Sektors. 

Kommen wir zur Mineralölwirtschaft. 
DaB das Öl langfristig zum reinen Verheizen zu 
schade ist, sagen vie/e ihrer Unternehmen schon 
heute in den PR-Kampagnen. lm Grundsatz sta­
hen die Untemehmen den Aktivitäten zur Heizöl­
substitution auch tatsächlich positiv gegenüber, 
zumal dieser ProzeB ja nicht von jetzt auf g/eich 
Absatzlöcher reiBt, sondern langfristig ka/kulier­
bar i st. lnsgesamt also ist aus der Sicht der Ölfir­
men zumindest keine bremsende Wirkung zu 
erwarten. "( 17)(Hervorhebungen des Vertas· 
sers) 

lrgendwo muB man ihm tast dankbar sein, dem 
Herrn Müller, für diese zumindest für einen Ma­
nager recht deutlichen Worte. 
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Unterschiedliche 

Interessen 

Die noch verbleibende Hoffnung, daB eventuell 
unterschiedliche Interessen innerhalb der Ener· 
gie·Lobby den Vormarsch der Elektrowärme­
pumpe wenn schon nicht stoppen, so doch zu­
mindest bremsen könnten, zerplatzt wie eine 
Seifenblase. Alle sind sie mit von der Partie, 
wenn es gilt unsere Zukunft zu verplanen: 
- natürlich die Elektrizitäts·Lobby, mit dem Pro· 

fit derElektroindustrie auf dem Sektor der 
Geräteproduktion, Ersatzteilmarkt und Mon 
tage, dieEiektrlzltätsversorgungsuntemeh 
men (EVU) mit der Aussicht einer Verdrei· 
fachung des Stromverbrauchs der Privathaus 
halte und nicht zuletzt die Kraftwerksher· 
steller mit dem Traurn von der Verdopp· 
lung der Kraftwerkskapazität und des dazu 
gehörenden Verteilungsnetzes! 

(aus RAN 5/79) 

von den Multis an fast keiner Stelle der Erde 
ernsthaft Erdölsuche betriaben wird. 

Hinzu kommt eine Feststellung, die für die Ener· 
gie-Lobby im besonderen MaBe typisch ist: die 
einzelnen Energieanbieter sind durch eine Viel· 
zahl von z.T. undurchsichtigen Geschäftsbezie· 
hungen derart eng miteinanderverflochten, daB 
man, selbst wenn man wollte, gar nicht mehr 
von konkurrierenden Teilmärkten sprechen 
kann. Die diesbezüglich .integrierend" wirken· 
den Untemehmen entstammen vorwiegend 
dem Bereich der Ölindustrie. Sowird in den USA 
z.B. heute keine Tonne Kohle mehr gefördert, 
über deren Verwendung nicht die Ölgiganten 
wie TEXACO,EXXON,GULF etc. bestimmen . 
könnten. Oder der Uranmarkt auf dem ohne 
den Multi GULF nicht mehr viel läuft. Das der 
deutsche Braunkohlenbergbau sich völlig in der 
Hand der Elektrizitätswirtschaft befindet und 
der deutsche Gasmarkt zu nahezu 1 00% in der 
Hand der Ölmultis ist, sind weitere lndizien für 
die kaum noch zu _übertreffende Verflechtung 
der Energiesektoren. Diese Verbindungen, 

G~ 
"Wir sind dia .,ren der Welt, tiralala.:' 

- die Kohlewirtschaft, weil für sie neben der insbesandere auf dem deutschen Markt zumin· 
Kohleverflüssigung und der Erzeugung von dest grob zu umreiBen, ist einem_ Extrakapitel 
Fernwärme insbesandere der verstärkte Ein· vorbehalten. Das gleiche gilt auch für den Nach-
satz von Kohle zur Verstromung von lnteres- weis der ebenfalls technischen Unzulänglich· 
se ist. lhr Konzept, die Kohle via Draht als keit der Elektrowärmepumpe im Vergleich mit 
Strom zum Endverbraucher zuschicken geht anderen Arten der Energienutzung. 
durch die forcierte Stramnachtrage für Elek· 
trowärmepumpen voll auf. 

- dieGaswlrtschaftwird in dem MaBe die Elek· 
trowärmepumpe unbehelligt lassen und so· 
lange nicht die in allen Belangen bessere 
Gaswärmepumpe forcieren, wie sie Schwie· 
rigkeiten hat, ihre derzeitigen mittelfristigen 
Angebotsüberhänge an den Verbraucher zu 
bringen. Und eine normale Gasheizung ver· 
braucht nun einmal mehr Primärenergie, 
d.h. Gas, als eine energiesparende Gaswär­
mepumpe. 

- selbst die ÖI-Multls sind der Elektrowärme· 
pumpe nicht feindlich gesonnen, obwohl sie 
doch als .,Öispargerät" verkauft wird. Die 
Mineralölwirtschaft verfolgt aber bereits heu· 
te und erst recht langfristig das Ziel der Pro· 
fitsteigerung bei reduzierten Abgabemengen 
da sie auf diese Weise die Ergiebigkeit ihrer 
sehr abbaugünstigen Lagerstätten verlän· 
gem können. Diese Taktik der .künstlichen 
Verknappung" unter freundlicher Mithilfe von 
Presse und Regierungen zeigt sich z.B. auch 
darin, daB derzeit entgegen allen Werbekam· 
pagnen nach dem Motto 

Es gibt viel zu tun. 
Packen wir's an. 

Anmerkungen: 
1) RWE - Rheinisch Westfälisches Elektrizi· 
tätswerk; Europas gröBtes Elektrizitätsversor· 
gungsunternehmen-mit absolut dominierender 
Rolle auf dem deutschen Elektrizitätsmarkt. 
2)W. Müller, .. Überlegungen zur Wärmepumpe", 
Referat auf dem . Wärmepumpen·Seminar der 
Firma HAPPEL KG, München, entoommen der 
Zeitschrift .,TECHNIK AM BAU", Heft 12, 1979. 
3) Dr. G. Klätte, .. Die elektrische Energie im Wär· 
memarkt der Zukunft" 
aus:.,Sachverhalte", Publikation der lnforma- · 
tionszentrale der Elektrizitätswirtschaft e.V.(I· 
(IZE), Bonn, Nr. 2, Februar 1980. 
4) vgl. Anmerkung 2 
5) vgl. SPIEGEL, Nr. 15, April 1977. 
6) "Überlegungen zur künftigen Entwicklung 
des Stromverbrauchs privater Haushalte in der 
BRD bis 1985", Studie der Vereinigung De ut· 
scher Elektrizitätswerke (VDEW). 
7. Ebd. . 
8) aus der Zeitschrift .. Eiektrizitätswirtschaft", 
Heft 9, 1978, S.324, Hrsg. VDEW·Frankfurt. 
9) ebd., 5.323. 
1 0) ebd., S.324. 
11) vgl. Anmerkung 6. 
12) Holger Simon.,,Eiektrospeicherheizung-ei­
ne Altemative?", Fachbeitrag der Zeitschrift 
.,TECHNIK AM BAU", Nr. 8, 1978. 
13) vgl. Anmerkung 2. 
14) aus .. BILD DER WISSENSCHAFT", Heft 10, 
1979,S. 148ft .. 
15) vgl. Anmerkung 14. 
16) Zitat dieses Kàpitels. 
17) vgl. Anmerkung 2. 
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Richtigstellung 
Uebe Freunde, 
in euerem letzten Atomexpress Nr.21 vom Ju­
li/August war unte; der Rubrlk Uranabbau, 
Oberschrift "Aktion gegen Uranbohrung• zu Ie­
sen, daB eine Bohrstelle im Gebiet von Wun­
siedel "von Urangegnern aufgesucht und zer­
st<Srt" worden war. DaB Teile der Bohrstelle 
zerstört wurden, ist eine Tatsache, es lst aber 
bisher keineswegs bewiesen. daB es· sich bel 
den Tlitem um Urangegner handelte. bie hie­
sige Presse berichtere ebenfalls nle von Uran­
gegnem, sondem verdächtlgte pauschal 
Atoml<raftgegner. Die hier im Gebiet arbeiten­
den Organisationen wie der Arbeitskreis Alo­
menergie lm Bund Naturschutz und die 
Arbeitsgruppe Uranabbau lm Fichtelgebirge 
haben sich schärfstens von dieser Aktion. der 
Zerst<Srung der Bohrstelle, distanziert, da die­
se Art von sinntoser Sachbeschädigung einer 
sachflchen Auselnandersetzung mit der ProtJ.o 
tematik des Uranabbaus keineswegs gerecht 
wlrd. Au8erdem gefährden Aidlonen dieser Art 
die langjährige lnformationsarbeit der hiesigen 
Gruppen und können bei der Zusammenarbeit 
mit der Bevölkerung hier nur schaden. Wenn 
Mann!Frau diese negat/ven Beglelterscheinun­
gen dann In Betracht zleht, stellt slch filr uns 
hier zual/ererst die Frage, wer Interesse daran 
hal. mit solchen Akiionen Urangegner zu krlmi­
nalisieren. Da wir hier weiterhin daran interes­
siert slnd, sachlich über die Problematik des 
Uranabbaus zu lnformieren, möchten wir euch 
dringend (I) bitten. den Sachverhalt bezüglich 
der Bohrstellenzerstörung· richtlgzustellen 

mit uranfeindllchen GrUBen 

Getrud Winkier 
(AG Uranabbau lm Fichtelgebirge und AK Alo­
menergie im BN) 

Seit einem knappen Jahr gibt es aktuelle Zei­
tung zur Uran-Problematik. Sie heiBt .. Kee_P it_ in 
the ground" (laBt es in der Erde), ersche1nt Je· 
den Monat und wird von WISE!Amsterdam he­
rausgegeben. Die Artikel sind zwar in englischer 
Sprache geschrieben, dafür aber umso lnfor­
matlver, was Uranbergbau und Widerstand auf 
der ganzen Erde betrifft. Für alle, die zu dem 
Thema arbeiten wollen. lohnt sich ein Abo be­
stimmt. 

Beatelladreaae: WISE, 2e Weteringplanttoen 
9, 1017 ZD Amsterdam, Nledertande 

Kanada: wieder 
Abbaustop 

Nach British Columbia (vgl. Atom Express 19) 
ist jetzt in zwei weiteren kanadischen Provin­
zen. Labrador und Neufundland, der Uranab­
bau vorläufig. genauer: tür sechs Jare, ge­
stoppt worden. Elne intensive Aufklärungs_- . 
und Aktions-Kampagne einer groBen Koahtlon 
von Anti-Uran-Gruppen und Indianero war 
dem BeschluB der Gouverneure vorausgegan­
gen. Offizielle Begründung für das Abba~:Mo­
ratorium: Die beteiligren Geselischaften har­
ten nicht garantieren können. daB der bel 
dem Bergbau anfallende Uran-Müll sicher und 
ungefährlich gelagart werde.(WISE) 

Japaner buddeln in 
Sambia 

Die Regierung von Sambia hat der japani· 
schen Kernbrennstoff-Firma DONEN eine li­
zenz i ur Ausbeutung samblscher Uranvor­
kommen erteilt; das ist besonders vor dem 
Hintergrund erwähnenswert, daB Japan hier­
mil einen welteren Schritt in Richtung auf ei­
ne vollkommene nukleare Autarkie und Auto­
nomie tut. Bis auf die Atommüllagerung und 
eben Uranbergbau haben sie nämllch schon 
alle Stationen des alomaren Brennstoff"kreis­
laufes" unter eigener Kontrolle. 

1.Europäische Uran­
Konferenz 

"Keep lt in the ground" oder "LaBt das Uran 
im Boden" - unter diesem Motto fand vom 4. 
- 6.7.80 in Umoges (Frankreich) die erste eu­
ropälsche anti-Uran-Konferenz statt. Veran­
staltet wurde das Treffen von der franz. Grup­
pe "les amis de la terre•. der dänischen OOA 
und WISE. Die tast hundert Teilnehmer ka­
men aus Schweden, Finnland. Dänemark. Hol­
tand, England. Frankreich, Grönland, Spanien, 
ltalien, Schottland (Orkney-lnseln}, Australien 
und der BRD. 
Am Freitag begann nach dem gemeinsamen 
Abendessen ein erster allgemeiner Erfahrungs­
austausch. Dabei steilten sich die einzelnen 
Gruppen und Personen vor, berichteten über 
spezielle Probleme mit dem Uranabbau in 
lhrer Region und äuBerten Erwartungen zum 
Kongress. Es wurde deutllch, daB sich dlé ei­
nen erst mal grundsätzlich über die Gefahren 
des Uranabbaus informleren wollten, während 
andere (limoges) berelts seit 31 Jahren 
Erfahrungen mit dem Uranabbau haben und 
deshalb mehr an Widerstandsformen und 
lntemationalen Kontakten interessiert waren. 
In diesem Zusammanhang wurde auch die 
Lagerung von Atommüll in stillgelagten Uran· 
minen und Granitvorkommen angesprochen. 
Am Samstag ·vörmittag besuchten dann alle 
gemeinsam die örtlichen Uranminen, die sich 
über eine Fläche von caAO 000 ha erstrek­
ken. Neben 40 Abbaustellen "über lage" gibt 
es noch eine Vielzahl unterirdischer Stollen. 
Die Gesundheitsgefährdung der Bevölkerung 
durch den örtlichen Abbau wird besenders 
dadurch deutlich. daB beispielsweise d ie 
durch d ie Uranminen radioaktiv verseuchten 
Bäche in das Trinkwasserreservoir von limo· 
ges laufen, obwohl lhre Strahlung, je nach 
Calziumgehalt. um das 1 0 - 300 fache über 
dem zugelassenen Höchstwert liegt. Das hat 
dann z.B. zur Folge, daB beim GenuB eines A· 
sches aus dlesem See die gleiche Menge an 

Aufkleber der Urangegner auf den Orkney- Insein: Uran lst n2o7 
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Forts. Urankonferenz 
Radioaktivität aufgenommen wird, die durch 
dem jährlichen Trinkwasserkonsum des ver­
seochten Wassers entsprechen würde. 
Am Nachmittag wurden dann Arbeitsgruppen 
zu tolgenden Themen gebildet: 
- Auswirkungen des Uranabbaus auf Mensch 

und Urnwelt 
- soziale, ökonómische und kulturelle Konse­
quenzen für die örtliche Bevölkerung 
- Uranabbau und Gewerkschaften 
- der Beginn der Uransuche und des Abbaus 
in Limoges und die Situation heute. 

Leider war die Zeit für die Gruppenarbeit sehr 
kurz bemessen, sodaB die einzelnen Themen 
nur ansatzweise behandelt werden k.onnten. 

Am Sonntagnachmittag wuraen wieder in 
Arbeitsgruppen folgende Themen schwer­
punktmäBig diskutiert: 
- die Urangesellschaften und ihre Politik 
- die Uranpolitik der EG 
-die Situation in der 3. und 4.Welt 
- der internationale Austausch von lnformatio-
nen 
- die Beziehung zwischen der Anti-AKW- und 
der Uran-Bewegung. · 

Dabei kristallisiererte sich vor allem die Ein­
sicht heraus, daB es für eine erfolgreiche 
Weiterarbeit unbedingt notwendig ist, den 
Kampf gegen den Uranabbau verstärkt in die 
übrige Anti-AKW-Bewegung mit einzubezie­
hen, urn so seiner Relevanz als erster Stufe 
des atomaren Brennstoffkreislaufes besser 
gerecht zu werden und auch auf die bisher 
viel zu wenig beachteten Gefahren für 
Mensch und Umgebung beim Uranabbau 
mehr einzugehen. 

Getrud Winkier 

Ak.tionen in USA 
In mehreren Ländern der Erde haben in die­
sem Sommer Konferenzen, Arbeitstreffen und 
Aktionen zum Thema Uranbergbau, bzw. dem 
Widerstand dagegen, stattgefunden. 
Hunderte von Indianero und anderen Atom-

Aneignung und weitgehende Zerstörung der 
Black Hills zahlen muB. Die "Biack Hills Allian­
ce", ein ZusammenschluB von indianischen • 
und weiteren Umweltschützern, hatte vom 18. 
bis zum 27.8. ein groBes Urnweltfestival orgai­
siert, bei dem durchgehend immer mehr als 
6.000 Menschen anwesend waren. AuBer der 
Uran-Problematik und einer lntensivierung 
des Widerstades ging es bei den Diskossio­
nen und Workshops vor allem urn Fragen der 
gesundheitlichen Gefährdung durch radioalài• 
ve "Niedrigstrahlung. (WISE) 

Sommerlager 
in Finnland 

In Finnland gibt es elf bis jetzt bekannte kleinere 
Uranvorkommen, von denen das erste jetzt 
abgebaut werden soli. Da diesas Vorkommen 
nur etwa 300.000 t Uranerz beinhaltet, also für 
ein AKW für etwa 5-6 Jahre Brennstoff liefern 
könnte, ist der hauptsächliche Grund Erfahrun­
gen und Forschungsergebnisse für weitere, 
gröBere Abbauprojekte in Finnland zu bekom­
men. 

Stoppt die Multis! 

Nicht umsonst hat Finnlands gröBte Bergbauge­
sellschaft .outokumpu oy" als erstes Projektge­
biet eine kleine und sehr unterentwickelte Ge­
meinde im finnischen Lappland ausgesucht. Sie 
verspricht Arbeit und Wohlstand für die Bevöl­
kerung, die bis jetzt vom wenig ertragreichen 
Getreideanbau lebt - oder nicht lebt - , d.h., 
daB viele gezwungen sind, in den südlichen 
Städten oder in Schweden Arbeit zu suchen. 
Die finnischen AKW-Gegner ha ben at>er die tat­
sächlichen Zahlen der versprachenen neuen 
Arbeitsplätze errechnet und veröffentlicht: 
DreiBig bis vierzig Sommerarbeitsplätze, die mit 
80 Millionen finnischen Steuermark geschat­
fen werden. Dagegen haben die AKW-Gegner 
ein alternatives Arbeitsbeschaffungsprogramm 
für die Gemeinde erarbeitet und es auf einem 
Sommerlager der Bevölkerung präsentiert und 
darüber mit ihr diskutiert. Sle veranstalteten 
auBerdem Diskuss/onsabende über die Gafah­
ren des Uranbergbaus und Ielsteten nebenbei 
Erntehilfe bei den Bauem. lnsgesamt haben sie . 
die Anfänge des Widerstandes positiv einge­
schätzt; die Diskussion /st am Ort in Gang 
gekommen. 

************************************************************* 
gegnern und Umweltschützern befinden sich , 

seit dem1. Juni auf dem "Long Walk for Sur- Uran p,u·· r den Ka·.weekl t h 
vival", dem Langen Marsch für das Überleben. .(I · 1.11 a s c 
Der Protestzug, der auf der ehemaligen Ge- · 

fängnisinseiAikatrazinderBuchtvonSan aus ei·ner Fabri·k gestohlen 
Francisco begann, richtet sich gegen den 
Ausbau von Atomenergie und Atomwaffen, 
gegen den Abba u von Uran auf Indiaoerland nt Hanau/Hannover. Eine selt- Als eine îhtèt Frauen die grauen 
und gegen die drohende Wiedereinführung Mme Mutprobe haben sich zwei Stücke bei einem Kaffeeklatsch 
der allgemeinen Wehrpflicht in den USA. Der leblosseraus Essen geleistet: Aas stolz herumreichte, bekam eine 
"Lange Marsch" soli am 1. November, also einer Fabrik fiir die Produktion ·der Daroen Angst und rief die 

.on Brennstäben fiir Atomkraft- Polizei. Die Beamten stellten die 
kurz vor den US-amerikanischen Präsident- -·ke stahlen 51·e rada'oakta've · ,.....,. "Souvenirs" sicher und gab sie an 
schaftswalen, mit einer Massendemonstration .Tabletten" untl gaben sie ihren das Hanauer Werk zurück. 
in Washington beendet werden. (Gesellsch. f. Frauen, damit die beim Kaffee- Nach Angaben des Umweltmi-
bedr. Völker) krllnzchen a~ben .konnten. Wie 

d h hl d nisteriums in ·wiesbaden haben 
Die Black Hills in Süd Dakota gelten als eines tie ie sc wac stra en en Stoffe die Stoffe eine só schwache Akti! 

tlurch die Kontrollen bekommen 
der bodenschatzreichsten Gebiete in den konnten, steht·noch nicht fest. vität, daB bereiis ein S~ück Papier 
USA; u.a. bemühen sich viele Energiekonzer" Die zwei Arbeiter gehö~en .zu die Strahlung abschirmen kann. 
ne urn die Rechte für den Uranabbau. Die einer Freindfirma, die auf dem In Niedersachsen stellt die "Ex-
Biack Hills werden von den Sioux-lndianern Gelände der ,.Reaktor Brennele- xon Nuklear GmbH" in Lingen 
als heiliges Sand betrachtet; 1868 wurden sie mente. GmbH" in !lana~ ar~ite- ähnliche Stoffe mit · Urandioxyd 
ihnen in einem Vertrag auf ewig zugesichert ten. S1e nahmen d1e ~ad10akbve!l her. Das niedersächsische Sozial-

. . . . . . ' "Tabletten" nach Fe1erabend m1t ministenurn in Hannover erklärte 
und Jetzt hat em Gertcht nach emem 58 Jah- nach Hause. dazu gestern: ,.Die Sicherheits-
re(l) langen ProzeB entschieden, daB di~ US­
Regierung den Indianero 145 MUlionen Dollar 
Wiedergutmachung für die widerrechtliche 
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voftchriften und die Sicherhèits­
vorkehrungen sind in Niedersách­
sen auf dem neuesten Stand. Ob 
das auch in Hessen so ist, wissen 
wir nicht. Erst vor wenigen Jahren 
bekam das Lingener Unterneh­
men neue Auflagen nach dem 
~tomgesetz." . 

Allerdings, welche Auflagen die 
Exxon in Lingen erfüllen muB, 
kann auch das Ministenurn in 
Hannover nicht sagen: Die Pläne · 
sind streng geheim und werdën 
nicht veröffentlicht: ,.Damit nicht 
irgendeiner .sich danach einen 
Plan zureebtlegen kann und dann 
MiBbrauch mit den Sotft.n trei~ · 
ben kann." 



Mehr Strahlung 
erlaubt 

Internationale Strahlen 
"schutz"kommission 
verschlechtert Arbeits­
schutznormen 

Von der Öffentlichkeit weitgehand unbeach­
tet, hat die sogenannte Internationale Strah­
lenschutzkommission ICRP in ihrer Publika­
tien Nr. 26 vorgeschlagen, die zuläsigen Bela­
stungen für einzelne Organe von Arbeitern in 
der Atomtechnik, aber auch der Öffentlich­
keit, drastisch zu erhöhen, nachdem sie in 
den letzten 60 Jahren stets gesenkt wurden. 
Das geschieht ausgerechnet zu einer Zeit, da 
sich die Erkenntnisse häufen, daB selbst die 
geltenden Normen noch viel zu hoch liegen. 
In Studien über Arbeiter der amerikanischen 
Atomwaffenfabrik Hanford in den letzten 
Jahrzehnten wurde zumindest für zwei Krab­
sarten eine deutliche Erhöhung im Zusam­
menhang mit erhöhter St~ahlenbelastung 
festgestellt, obwohl diese weit unterhalb der 
zulässigen Grenzwerte waren. Und in der 
Werft in Portsmouth, wèi Atomboote gebaut 
und gewartet werden, bestätigte selbst das 
staatliche Amt für berufliche Sicherheit und 
Gesundheit, NIOSH, eine Zunahme von Kreb­
serkrankungen unt~ den Beschäftigten. 
Aus diesen und zahlreichen anderen Erkennt­
nissen über die Gefährlichkeit chronischer re­
lativ niedriger Bestrahlung haben viele Wissen­
schaftler, so der Amerikanar Prof.Mancuso, 
der Engländer Prof. Rotblat und der Deutsche 
Prof. Schmitz·Feuerhake, die Forderung nach 
Senkung der zulässigen Werte auf minde­
stens ein Zehntel abgeleitet. 
Ganz anders die ICRP, jenes erlauchte Gre­
mium aus international mehr oder weniger 
verdienten Wissenschaftlern, das keinarlei de· 
mokratischer Kontrolle unterliegt, das sich 
seine Mitglieder selbst aussucht und meist 
aus Leuten besteht, die persönliches Interes­
se an der Atomenergie haben und selbstver­
ständlich keinen einzigen.Kritiker der Atome­
nergie enthält. 
Sie gingen sehr geschickt vor, indem sie 
scheinbar.eine Verbesserung der gegenwärti· 
gen Regelung vornahmen, deren PferdefüBe 
erst bei genauer Analyse deutlich werden. 
Die gegenwärtigen Bestimmungen sehen vor, 
daB der ganze Körper nicht mehr als 5 rem 
pro Jahr an Strahlendosis empfangen dart. 
Für einzelne lsotope sind bestimmte Organe 

als sogenannte kritische Organe genannt, für 
die bestimmte Einzelbelastungswerte geiten. 
Manche Organe sind dabei in Bezug auf be-

. stimmte lsotope überhaupt nicht aufgeführt. 
~!e !CRP sagt nun, man muB alle Organe be­
zugllch aller lsotope berücksichtigen - sehr 
gut! -, und zwar so, daB die Gesamtsumme 
nicht höher als 5 rem ist - hört sich auch 
noch gut an! -. 
Aber würde man die Belastung der einzelnen 
Organe einfach zusammenzählen, wäre es für 
die Atom-Lobby viel zu schwierig, auch nur 
einen einzelnen Strahlenschutzwert einzuhal­
ten. Deshalb werden die radioaktiven Bela­
stungswerte - je nach Organ - durch Zàhlen 
zwischen 4 und 33 geteilt. 
Also: Die Gonaden (Keimzellen) erhalten eine· 
Strahlung von 20 rem, dies geteilt durch 4:­
Simsalabim, der "Grenzwert" von 5 rem wird 
eingehalten. 
Das klingt alles sehr Ul1glaublich, aber es liegt 
einfach daran, daB ein normaler Mensch 
Schwierigkeiten hat, den unerhörten Machen­
schaften dieser "wissenschaftlichen" Atombe­
treiber zu folgen. Die einzige Begründung für· 
das willkürliche Teilen der Belestungswerte 
durch solche Zahlen ist: Würde man die Bela­
stungswerte "einfach so" zusammenzählen, 
ergäbe dies vi~l zu hohe rem-Werte, und je-

der vernünftige Mensen würde vor t:.mporung 
aufschreien; die neue Regelung wäre nicht 
durchsetzbar! 
Nun gilt auch bisher die 5 rem/Jahr Grenze 
nur für den Gesamtkörper - für die oben ge­
nannten "kritischen" Organe galten höhere 
Grenzwerte (z.B. 30 rem/Jahr für die Schild­
drüse), und es ist mögliçh, daB ein Mensch 
für mehrere Organe bis an den Grenzwert be­
lastet wird. 
Nach dem neuen Strahlenschutzvorschlag ist 
dies nicht möglich, denn es werden die Bela­
stungswerte von allen Orgaan zusammenge­
zählt. Es können also nicht mehrere Organe 
bis an die Grenze belastet werden, aber die 
Grenzwerte sind drastisch angehoben wor­
den. So können etwa die Schilddrüsen mit bis 
zu 165 rem belastet werden, urn den 5 rem­
Wart einzuhalten (165 rem geteilt durch 33 
- 5 rem). Dies erschien· auch der ICRP zu 
abenteuerlich, weshalb der Einzelbelastungs­
wert willkürlich auf 50 rem testgelegt wurde. 
Es bleibt aber für die meisten lsotope eine 
drastische Erhöhung der Grenzwerte, zum 
Teil urn das 17-fache. 
Dies wirkt sich besonders schlimm aus, wenn 
ein Mensch nur mit einem oder zwei lsotopen 
belastet wird. 
Vielfach sind es gerade lsotope, die bei der 

Wiederaufarbeitung eine groBe Rolte spieten 
und deren Kontrolle innerhalb des Werkes 
schwierig ist. Von Kritikern wird auch darauf 
verwiesen, dàB eine solche Erhöhung der 
Arbl:titsschutznormen eine Notwendigkeit 
sind, urn Atomanlagen in Länder der Dritten 
Welt einzuführen, wo aufgrund mangeinder 
lnfrastruktur die Möglichkeiten des Strahlen­
schutzes noch geringer sind als hier. 
Diese Änderungen haben auch Konsequen­
zen für den Umweltschutz auBerhalb des 
Werkes: Traditionen empfiehlt die ICRP näm­
lich für die Öffentlichkeit ein Zehntel der für 
die Atomarbeiter geltenden Normen. Daher 
rühren die 0,5 rem - 500 millirem, die iin 
ganzen Ostblock, aber auch in vielen anderen 
Ländern noch gültig sind, während in Ländern 
mit entwiekalter Anti-AKW·Bewegung diese 
Normen herabgedrückt wurden, so etwa in 
der BRD auf 30 mrem über Luft und 30 
· mrem über Wasser und in den USA seit letz­
tem Dezembar auf 25 mrem insgesamt. 
Die Europäische Gemeinschaft hat diese 
. Empfehlung der ICRP bereits übernommen 
und als ihre Empfehlung an die Mitgliedslän· 
der weitergereicht In Schweden werden 
ohnehin ICRP-Empfehlungen automatisch 
übernommen. 
Dagegen hat selbst die amerikanische Atom­
kommission (NRC- Nuclear Raaguiatory 
commission) Bedenken dagegen geäuBert. In 
der BRD ist meines Wissens die Sache noch 
nicht gelaufen, allerdings ist der deutsche 
Strahlenschutzpapst, Prof. Jacobi, München, 
als einer der härtesten Vertrater in der ICRP, 
gewisserrnaBen ihr rechter Flügelmann, be­
kannt. 
In England ist bereits eine groBe Kampagne 
vieler Gewerkschaften dagegen gelaufen, es 
gibt vorbildliche lnformationsblätter für die 
Beschäftigten in der Atomindustrie dazu. 
Auch in den !.JSA haben bereits eine groBe 
Zahl von Gewerkschaften offiziell dagegen 
Stellung genommen. Darunter sind 'auch sol­
che, die keineswegs gegen Atomindustrie 
sind, aber keine Verschlechterung - noch da­
zu ohne wissenschaftlich überzeugende Be­
gründung - hinnehmen wollen. 

Jens Scheer 

'************ 
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AHAVS: 

Hearing ohne 
Beaehtung1 
Foto links: 
Ausschnltt elnes Betrelberfotos: elne der geplanten Hallen mit aufgestellten castor·Behältem. In 
der Mitte s/eht man zwei Eisenb#)hntransportwagen mit Behältern. 

meabfuhr gewährleisten. 
Deshalb braucht die Halle ledigllch die 80 t 
schweren Behälter vorder Witterung zu schüt· 
zen, eine andere Funktion hat sie nicht. 
UmwelteinfiOsse, wie z.B. Hochwasser und 
andere Elnwirkungen von au8en sind durch 
die Standortauswahl ausgeschlossen • sagen 
die Betreiber. Darauf wollen wlr aber jetzt 
nicht eingehen, denn uns interessierte vor 
allem Gerald Kirchners Ausführungen Ober 
die Probleme lm Normalbetriebl 

Die DWK ist ein 
Unslcherheitsfaktor 

Die Brennelemente, die in 4 BUndein In einem 
Transportbehälter Typ CASTOR eingeschlos· 
sen werden, slnd für den Reaktorbetneb kon· 
strulert. Dort sind sie jedoch völlig anderen 
mechanischen und termisehen Belastungen 
ausgesetzt. als im Transprtbehälter. Während 
im Reaktor der lnnendruck der Brennefemen· 
te geringer lst, als der AuBendruck, ist dies 
Verhältnis wegen der schlechten Wärmeleit· 
fähigkeit des Heliumgases, das die Brennele· 
mentbOndellm Transportbehälter umgibt, ge· 
nau umgekehrt. Das.spielt eine gro8e Rolle 
für die Temperatur der Brennelemente. 

Foto oben: 
Ouerschnitte durch die Behälter (Betrelberfotos) 

lm Slcherheitsbericht der STEAG/DWK wird 
von einem Maximalwart von 390 Grad C Wär· 
meleistung ausgegangen, den die eingelager· 
ten Brennetemente ohne Schädigung Ober· 
stahen können. Hier g·ibt es nun zwei wesent· 
liche Dinge zu beachten: 
a. Die geothermische Anordnung der Lager· 
behälter lm Trockenlager ist so, daB die lnne· 
ren Behälter weniger gekühlt werden, als die 

äuBeren, well ein GroSteil der hereinströmen· 
den Luft sich schoA an den äu8eren Behäl· 
tem erwärmt und nach oben steigt Steigt 
aber die Temperatur der Behälterwände Ober 
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die von der STEAG/DWK engegebenen 82 
Grad C, was unter diesen Umständen sicher· 
lich möglich ist, so erhöht sich automatisch 
die lnnentemperatur und damit auch der 
lnnendruck wegen des fehlenden Wät· 
meausgleichs und die Temperaturen können 
390 Grad c übersteigen. Das hätte ein Plat· 
zen der Brennelement·Hüllrohre zur Folge 
und die hochaktiven Spaltprodukte wäten 
ungeschützt im Transportbehälter. 
b. Der Grenzwert von 390 Grad gilt nur für 
absolut unbeschädigte Brennelemente. Hier 
muB betont werden, daB es verschiedene 
Brennefementschädlgungsmechanismen gibt 
lm Reaktor sefbst kann es zu Brennelement· 
Hüllrohrrissen kommen, wenn die Brennefe· 
mente einer stark schwankenden Belastung 
ausgesetzt slnd. Dies lst der Fall, wenn nach 
einer längeren Periode verrtngerter Leistung 
.das AKW refativ schnell wieder auf Vollast ge­
fahren wird. Einer ähnlich starken Belastung 
sind die Hüllrohre ausgesetzt. wenn sie vom 
NaB·Abkllngbecken in den Transportbehälter 
verfrachtet werden. In belden Fällen treten 
hohe Temperatur· und Druckschwankungen 
auf, die die Spannungàfestlgkeit des HO!Irohr· 
materials stark herabsetzen. Dadurch kann as 
zu Rissen kommen. Diese Schädigungen las· 
sen sich nicht immer vor Einlagerung der 
Brennefemente feststellen, da die Risse nicht 
unbedingt bis zur Au8enwand der Hüllrohre 
durchgehen.Sind die Brennelement·Hüllrohre 

erstmal beschädigt, 80 liegt èter Maximalwart 
der lnnentemperatur, dem die Hüllrohre ohne 
zu platzen standhalten können, unter 300 
Grad. 

Undichte Dlchtungen 
Sind die Hü!lrohre undlcht und die radioakti· 
ven Spaltprodukte frel im Lagerbehälter, 80 
werden sie nur noch durch die Behälterdich· 
tungen von der Umgebung abgehalten. 
Für den sicheren VerschluB sind fünf. Dichtun· 

gen vorgeselien: &ei aus Kunststoft und zwei 
aus Metall. Kunststofte sind aber unbeständig 
gegenOber hohen Temperaturen und radioak· 
tiven Strahlen, al80 auf jeden Fall ungeeignet 
für eine Dlchtung dieser Behälter Ober den 
vorgesehenen Zeitraurn von bis zu 100 Jah· 
ren I 
Das wissen auch die Betreiber. Bleiben die 
Metalldichtungen, wobei bis heute noch nle· 
mand gesagt hat, was fOr Metalle dafür ver· 
wendat werden sollen. In jedem Fall besteht 
die Gefahr, 'daB durch Restbestinde von 
Wasser oder Sauerstoft (die-Brennefemente 
werden unter Wasser in die Behälter geladen) 
im Laufe der Jahre Undichtigkeiten durch 
Roststellen auftreten. Langsam und sicher (si­
cher?) werden dann die radioaktiven Emis· 
sionen aus dem Trockenlager zunehmen. 

Endstation Ahaus 
Soliten die zwlsçhengelagerten Brennefemen· 
te In elner WAA weiterverarbeitet werden, 
mOBten natOrllch die TranspÓrtbehälter geöft· 
net werden. Falls bis dahin nicht schon alle 
radioaktiven Gase durch die undichten Dich· 
tungen entwiehen md, kommt dann die 
gro8e Oberraschung: Sind die Hüllrohre dle 
langen Jahre hlndurch dicht geblieben? Wenn 
nicht, wird sich das dann schnell an elner 
Verseuchung der Umgebung, besonders 
durch die lelchten radioaktiven Gase Jod, Tri· 
tlum und Krypton bemerkbar machen. Es gä· 
be zwar die Mögllchkeit, durch Filter die 
Abgabe dieser Oberaus giftigen Gase elnzu· 
dä.mmen, das lst aber bisher nicht vorgese· 
hen: aus KostengrUnden ... 
Wenn es allerdings 80Weit ist, daB eine WAA 
in Betrieb gehen kann. dann steht dafür ge· 
nOgend .frisches" Material zur Verfügung. Die 
Betreiber könnten sich dann die eventuetien 
schlimmen Überraschungen beim Öffnen der 
Lagerbehälter sparen. 
Das wOrde bedeuten, daB das Trockenlager 
in Ahaus zum Endlager würde • und die Be· 
trelber haben ihre Legitimation dafOr jetzt 
schon parat. 

Hearing und 
Posltlvismusstrelt 

Am Sonntag urn 15.00 Uhr begann dann die 
Diskussion Ober die politischen, gesellschaftli· 
chen und ökonomischen Konsequenzen der 
Zwischenlagerung - 80 die Verenstalter • an 
der leider nur noch wenige Leute teilgenom· 
men haben. 
lm wesentlichen ging die Auseinandersetzung 
urn zwel Fragen: 
1. Welche' Rolle spieten die kritischen Wis· 
senschattier im Anti·AKW·Kampf • Wie kann 
elne Zusammenarbeit zwischen Wissen· 
schafttem und Bürgerinitiativen a.ussehen? 
2. Wie können wir das Wissen Ober die Ge· 
fahren der Zwischenlagerung In unserem Wi· 
derstand verwerten • Wie kann in der näch· 
sten Zeit der Widerstand aussehen? 
Die Diskussion urn die erste Frage entwickel· 
te sich, als die Vertrater der Bis aus Gor1eben 
und WOrgassen G. Thompson vorwarfen, daB' 
er nicht elndeutlg genug StelkJng bezlehe 
und sich als "typischer Wissenschaftie I"' ver· 
halte. Gordon Thompson erklärte daraufhln, 
daB er auf dem Hearing in der Funktion des 
WissenschaftierS spreche und das nicht als 
den geelgneten Ort ansehe, persönliche Stel· 
lungnahmen abzugeben. Er betonte, daB es 
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Am 13./14.9.80 fand inder Mauser Stadthal­
le als AbschluBveranstaltung der Aldionswo­
che gegen Atommüll eln Hearing zu den 
Problemen der ZWischenlagerung von Atom­
müll statt. Verenstahet wurde dies von den 
Bürgerinltiativen der Atommüll-l.ager-Standor­
te In Zusammenarbeit mlt dem BBU und dem 
Ökoinstitut Hannover. 
Bel sehr geringer Betelllgung der Mauser Be­
völkerung und wenlg Beachtung durch BOrge­
rinitiatiYen und Presse vermlttelten eine Reihe 
Wissenschaftier in ihren Referaten·sehr wich­
tige lnformatlonen, die die Bedeutung und 
Gefährtlchkeit der Zwlschenlagerung abge­
brannter Brennelemente drastisch verdeut­
lichte und die wir im tolgenden Artikel natür­
llch nur zu elnem Bruchtell welter geben kön­
nen. Allen sei empfohlen, sich den Tagungs­
band zu bestellen (Adresse siehe unten). 

Die Idee eines Hearings entstand auf der 
Konferenz der Atommüllager-BI's im April die­
sen Jahres und wurde als notwendlg erach­
tet. um zu erreichen, 
- daB die Konzentration der Anti-AKW-Bewe­
gung auf wenige Punkte abgebaut wird und 
die Dringlichkeit der Arbeit zu den vielen Zwi­
schen- und Kompaktlagerstandorten deutllch 
gemacht wird, . 
- da8ein ProblembewuBtsein in der Bevölke­
rung geschaften wird, 
- daB die bürgerllche Prease zum Aufgrelfen 
der Problematik gezwungen wlrd. 
Das Bundeslnnenmlnlsterium und das Mini­
stenurn für Forschung und Technologie ha­
ben die Aufforderung des BBU. das Hearing 
als Pro- und Contra Veranstaltung -
ähnllch dem Gorleben-Hearing - durchzufüh­
ren, ablehnend reagiert Innenminister Baum 
begründete diese Ablehnung damit, daB das 
Konzapt der Zwischenlagerung abgebrannter 
Brennelemente bei den polltlschen Partelen. 
den Raglerungschefs und der enquete-Kom· 
mission des Bundestages unumstritten sei 
und daher zügig_ verwlrklicht werden müsse. 
Die Alommafia hat entschieden - ohne Betel­
ligung der Öfferrtlichkeit ohne gro8e Diskus­
sion. Basta!Aber nicht nur das: Die Aussage 
von Innerminster Baum lst auch eine lügneri· 
sche Glanzleistung. Prof.Dr.G.Aitner, Mltglled 
der Enguete-Kc}mmisslon schrelbt In ejn~r 
Erklärung zum Hearing, an dem er ·aus per­
sönllchen Gründen nicht tellnehmen konntet 

"Die gegenwärtige Praxis der ZWischenlage­
rung lst nicht Stand der Technllc. In melner 
persön/lchen Stellungnahme lnnerhalb des Be­
rlchtes der Enquete-Kommlsslon spreche /eh 
dies I<Jar und unm/BverständNch aus. Aber 

tlUCh im al/gemelnen Text des Berichtes ha­
ben Dr.Ehrenstein und /eh unter Abschnltt è 
"Energlepolltische Hand/ungsempfeh/ungen• 
hervorgehoben, daB von elner befried/genden 
Ltssung der Zwfschenlagerproblematil< nicht 
ausgegangen werden l<ann. • 
Daraufhln fand jetzt eln Hearing mit aus­
schlieBiich kritischen Wissenschaftleni statt. 
Von den insgesamt 7 Referaten gehen wlr 
jetzt auf einig& lnformatlonen näher eln. die 
wir für besonders wichtig halten. 

Endsorgung lm Eimer 
Bekanntlich ist aus den Plänen der Atomma­
fia, in Gorleben elne Wtederaufbereitungssn­
lage plus Endlager elnzurichten, nichts ge­
worden. Gründe dafOr waren einmal der star­
ke Wlderstand In Gorleben, aber auch die 
elnfache Tatsache, daB die WAA-Technologie 
nicht beherrscht wlrd. Gleichzeitig muBten die 
Betreiber zugeben, daB die fraozösische CO­
GEMA. die die WAA In La Hague betrelbt. 
nicht in der Lage lst. die abgebrannten Brenn­
elemente aus deutschen AKWs zu bearbel­
ten. Das heiBt, daB die Verträge mit der CO­
GEMA Windeier sind, die das Atommüllprob­
lem in kelner Welse lösen. Dieser Skandal, 
der deutlich macht, wie wenig die Atommafia 
In der Lage ist, eine vemünftige Planung lhrer 
Atomprogramme aufzustellen, führte nun 
aber nicht zur elnzig richtigen Entscheldung, 
zur Abschaltung der AKW's. 

Der Müll 
In jedem 1000 MW Reaktor fallen jährlich 
42,5 t hochaktiver Müll an. Bis zum Jahr 1990 
werden bei elner InstaUierten Leistung von 
8500 MW nach Angaben des Bundesmlniste­
riums tor Forschung und Technologlè 2800 t 
•ausgedienter Brennelemente• auf eine Wle­
deraufbereitung warten. Mittlerweile hat sich 
die Situation derart zugespitzt, daB die 
Abklingbecken In den Atomkraftwerken tell­
weise voll slnd und AKW's vor der ~bschal­
tung stehen. 
Die. Betrelbar gingen Jn die Offensive. Oberall 
In der BRD )Vollen sle Atommüllhaufen hinset­
zen. Einerselts In den AKWs, indem sie die 
Abklingbecken in Kompaktlager ummodeln, 

· bzw. kleine Trockenlager hinbauen, anderer­
seits indem s~exteme 2;wl~henlage~ bauen, 

wie sie für Gorieben und Ahaus geplant sind. 
Heirnut Hlrsch schreibt dazu In selnem The­
senpaPier tor das Hearing: 
"1.Die Situarlon auf dem Entsorgungssel<tor Jst 

·gel<ennzelchnet durch hohe technische und 
sozlale Rlsll<en und unausgerelfte Konzepte.­
Das Problem bel der Konzeptentwlci<Jung ist. 
auch die mengeinde Erfahrung auf technischer 
Ebene, In vleien Berelchen jeeloch schon feh­
lende wfssenschaftliche Absicherung. 
( ... ) 
3. In dem MaBe. In dem die bestehenden wis­
senschaft/Ichen und technlschen Unslchemel­
ten manifest welden, schelnt slch paradoxer­
we/se die Oberzeugung der Entscheldungstrli­
·ger In der BRD zu verstärl<en, der elngeschla~ 
g&nf! Weg zunehmender Kemenerglenutzung 
Wl!fre der richt/ge. 
4.Die nuldeare Entsorgung /st auch eln Men­
JI&rlproblem. Der heute existierende Abtall 
l<ann nicht mehr aus der Welf geschafft we;­
den - heute zu fäl/ende Entscheldungen l<tsn­
nen /edoch festJegen, ob und In we/chem Aus­
maB die Menge vermehrt wird. 
Gleichzeitlg zeichnet sich mehr und mehr ab, 
daB die Entsorgung dieser Zwischenlager auf 
absehbare Zelt nicht möglich sein wlrd. Damit 
würde jedes AKW. jedes externe Zwischenla­
ger zum "Dauertager", wie es Farthrnann am 
12.3. in Ahaus fo'rmulierte. 

Das 
Trockenlagerkonzept 

Um die gleich folgende Zusammenfassung 
des Referates von G.Kirchner (Probleme des 
Behälter-Trockenlagerkonzeptes im Normal­
betrieb) besser verstehen zu können, nun ei­
ne kurze Beschreibung des Trockenlagers. 
In Ahaus ist eln Trockenlager für 1500 t 
abgebrannte Brennetemente vorgesehen. Das 
entspricht 750 Transportbehältern. die hoch­
kant in 3 Hallen sufgestefit werden sollen. In 
jedem Transportbehälter sind 4 Brennele­
mentbündet. Das Lager besteht aus elner La­
gerhalle mit Kran und GleisanschluB. daneben 
gibt ·es noch einige Nebengebäude für die 
Wachmannschaft, einen Zaun usw. 
Die Sicherhelt der Lagerung liegt einzlg und 
alleln belm Transportbehälter mit -selnem 
- GuBkörper mit 40 cm Wandstärke 
- seinen Kühtrippen 
- und dem 3-stufigen Dichtungssystem. 
Dieser Behälter soli die Strahtung der Brenn· 
elernente abschlrmen, die Urnwelt vor Verseu­
chung schUtzen und eine ausreié:hende Wär-
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lch, Gottlieb Blltz, bin· kein Strobo - obwohl auch ich höchst ungern Rechnungen bezah-SI " 
Ie. Strobo, das ist nicht nur das .Kürzel für Strompreisboykotteure, das steht auch für ~0 os 
Mitbürger, für Landsleute, die schlankweg mit einem Federstrlch die Stromrechnung 
kürzen, weil sie zeigen wollen, daB sie gegen Kernenergie sind. Der rechte Strobo -elne 
Art Robin Hood des Elektrozeitalters? 
Die GreBkopterten und Geschwollenen, das sind für die Strobos die Energleversor-
gungsunternehmen. lhnen nehmen sie es übel, daB sie nicht nur auf allgemeins Ge­
nügsamkeit, Verzicht auf selbstverständlich gewordene Annehmllchkeiten und Sonne 
setzen, wenn es darurn geht, daB auch künftig genügend Strom aus der Steckdose 
kommt. Zugegeben, ein biBchen StrobobJut hat wahrscheinlich jeder von uns in seinen 
Adem. Denn Eigensinn und Eifer, mit denen manche ihre spezielle Auffassung vom 
richtigen Leben zur alleinseeligmachenden Norm für alle machen wollen, ha ben ja in 
Hessen, Südniedersachsen und Ostwestfalen auch eine Tradition. Aber bei allem Ver­
ständnis: wo kämen wir denn hin, wenn jeder von uns mit dem Geldbeutel seine Heils­
vorstellungen durchsetzen wollte? Diejenige Bäckersfrau möchte ich sehn, die einver-
standen wäre, daB man für ihre Brötchen einige Pfennige weniger auf den Tisch legen 
würde - nur weil diese mit Atomstrom gebacken sind. Oder könnte man sich gar vor-
stellen, daB ein Tankwart fürs Benzin 10% nachlassen würde, weilman gegen Ölmultis 
i st? 
Nein, so läuft's nicht. Denn das wäre ja im Grund rücksichtslos und ungerecht. Unge­
recht gegen alle übrigen, die ihre Stromrechnung bezahlen, und die dazu auch jene 
Prozente mitbezahlen müBten, um die si eh eine kleine Minderheit im Namen ihrer Idea-

Nadelstiche 

aus der 

Protest-Szene 

le drückt. Nein, wer für seine Glaubensvorstellungen mit Mark und Pfennig kämpfen 
will , für den wüBte ich ein viel radikaleres und auch glaubhafteres Mlttel: einfach ganz 
a utStrom verzichten. Für mich und alle Andersdenkenden wär's wenigstens ein kleiner 
Beltrag zur Lösung unseres Energieproblems. lhr Gottlieb Blitz 

Ohne Kommentar! 

Vor ein paar Wochen tand in Göttlngen das 
bisher gröBte Treffen der Organisationsgrup­
pen des Stromzahlungsboykotts (Strobo) aus 
dem gesamten Bundesgebiet statt. 
Wtr, die Göttlnger Gruppe, hatten das Treffen 
angesetzt, um uns über den zukünftigen Kurs 
dieser Protestaktion gegen Atomkraftwerke 
auseinanderzusetzen und - hoffentlich - klarer 
zu werden. 
DaB wlr bisher keinen unserer Prozesse ge­
gen die EAM (Göttinger Elektrizitätsversor­
gungsuntemehmen) gewonnen haben, war 
für uns nichts Unerwartetes. lm Gegenteil, als 
es eines Tages passierte, daB'eine Stuttgarter 
Richterin dortigen Strobos im Prozess gegen 
ihr E-Werk Recht gab, waren wlr völlig über­
rascht und entsprechend erfreut.: denn die 
Prozesse waren von uns - neben der Bedeu­
tung als Wtderstandserklärung - von vomhe· 
rein vor allem als Angelpunkt der Öffentlich­
keitsarbeit angesehen worden. Trotzdem wur· 
de der Stellenwart dieser.Prozesse für uns 

Immer fragwürdiger, Ufld wir beganoen immer 
intensiver nach neuen Mögllchkeiten und We· 
gen zu suchen, mlt Hllfe des Strobo die 
Atommafia zu bekämpfen. 
Bevor es weitergeht, sei der leider immer 
noch bestehende zweite Sorgenpunkt der 
Aktion kurz benannt: die stagnierende Teil­
nehmerzahl. Obwohl es mittlerweile bundes­
weit etwa 80 lnitiativen und 4000·5000 Stro· 
bo-Haushalte glbt, hat der Stromzahlungsboy· 
kott tendentien Immer noch den Charakter ei· 
nes Geheimbundes einer eher kleinen Grup· 
pe von starrsinnigen Gewissens-Helden, als 
daB er die Form einer Massenkampagne' 
annimmt, êlie weitaus eher zum Strobo und 
zu den Strobos paSt und der gesamten Anti· 
Atom-Bewegung eigentlich viel besser zu ge­
sicht stände. In der allerletzten Zeit ist jedoch 
wohl einiges in Bewegung geraten. So hat 
sich in Gelsenkirchen eine Kirchengemeinde 
zur Tellnahme am Stromzahlungsboykott ent· 
schlossen und wlrd - trotz massiver Gegen­
reaktion ihrer Kirchenbehörde (neulich wurde 
ihnen sogar die Entlassung_des gesamten Kir­
chenvorstandes angedroht) - wohl weiterma­
chen. 
In dieser Situation erschien es uns immer 
notwendiger, einen über die Prozesse hinaus· 
führenden Schritt zu untemehmen, und unse­
rè Diskussionen kreisten immer stärker um 
die Idee, mit dem aut dem Treuhandkonto 

angesammelten Geld nun selbst in Energie­
versorgung in unserem Sinn zu investieren, 
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Aus: EAM·Bofe 9/80 Zertung des Energiever· 
sorgungsunternehmens 

da die EA~(und die anderen E·Werke) ganz 
offensichtlich keine VOE!haben dieser Art pla· 
nen. Wenn wlr das Ganze bundesweit OIJiani· 
sieren könnten, so überlegten wir weiter, wür· 
de es sich ja vielleicht dat)in entwickeln, daB 
die Strobos die Menschen In Gorleben und 
anderen Standorten dadurch unterstützen, 
daB sie ihnen bei der Finanzierung alternati­
ver Energietechnik, wie sle im Wendland 
schon gebaut wird, unter die Arme zu greifen. 
Dabei sollte beachtet werden, daB wir den E· 
Werken nicht die Eigentum~rechte an den 
Geldem auf dem Treuhandkonto streitlg ma­
chen, sondern nur in uhserem Sinne darüber 
verfügen würden. 
Das alles sollte nun auf dem Bundestreffen 
eingehend diskutiert werden, um ein gamein­
sames Vorgehen der lnitiativen zu ermögli· 
chen. 
Nach der Vorstellung am Freitagabend (es 
kamen ca.ao Leute at,Js 28 lnltiativen, u:a. 
Vertrater der Gelsenkirchener Kirchenge· 
meinde) diskutlerten wir oaeheinander die fol· 
genden Themenschwerpunkte: 
- ausproblerte und geplante Aktionen für 

bzw. mit dem Stro·bo 
- Perspektivan des Boykotts 
• juristische Fragen im Zusammeohang mit 

dem Strobo 

Ungeflhr 
80 Leute 

eua 28 lnltletlven 
tr11fen alch 
zum blaher 

gröBten Treffen 
der Orgenlu~lona· 

gruppen dea 
StrOiftZahlungboykotta 

In Göttlngen. 

UnurFoto 
zelgt 

elnen Teil 
der ,.Stroboa". 

Um allen, insbesondere einzelnen Vertretern 
von lnitlativen, die Teilnahme an allen Diskus· 
sionen zu ermöglichen und um uns lm Ple~ 
num nicht zu verzetteln, hatten wir für jedes 
Thema einen halben Tag reserviert, an dem 
wir es abwechselnd in spontanen Arbeits­
gruppen und lm Pler}Um diskutierten. Dieses 
Konzept hat sich ganz gut bewährt Es würde 
zu welt führen, die vielfältigen Ergebnisse die· 
ser Diskussion hier im einzelnen auszuführen, 
deshalb sollen hier vor allem die Ergebnisse 
der Perspektiven-Debatte skizziert·werden. 
Diese Diskussion entwickelte sich urn recht 
unerwartete Schwerpunkte: die örtlichen Ma· 
chenschaften der Energieversorgungsunter· 
nehmen (besser: Energiehandelsuntemeh­
men) und die kommunale Energiepolitik. Aus 
mehreren Städten kamen interessante Dinge 

zum Vorschein: so erzählte z.B. ein Freibur­
ger, daB das dortige E·Werk viele kleine 
Kraftwerke im Schwarzwald aufgekauft habe, 
um sie stillzulegen und damlt zum einen lästi­
um sie stillzulegen und damit zum elnen lästi-
ge"Konkurrenten aus dem Weg zu räumen 

Stromgeschäft profitabler zu machen. Ein 
Hamburger berichtete vom Prozess der HEW 
gegen das AIÛmlnium·Werk Reynolds, weil 
letzteres weniger Strom als vereinbart ver· 
braucht hatte. 



Strobo: 
Forts. von Seite 
Nicht vergessen ist darüber hinaus die vom Kar­
tellamt Berlin auch schonjuristisch angefochte­
ne Verfahrensweise der E-Werke, durch ausge­
klügelte Tarifgestaltung es den Fabriken 
unmöglich zu machen, ihre eigene Abfallwärme 
(Prozesswärme) zu nutzen - ganz zu achweigen 
von der unmöglichen .ganz normalen" Tarifpoli­
tik der E-Werke. 
Wir steilten fest, daB es ungemein wichtig 
wäre, diese Vorgänge bekannt zu machen 
und in der Öffentlichkeit BewuStsein darüber 
zu schaffen. So könnten wir die Energie-Lük­
ken-Propaganda der Stromunternehmen ganz 
konktet entlarven, statt sie nur auf der Ebene 
theoretischer Berechnungen anzugreifen. Da­
rüberhinaus wäre es lohnend, alternative 
Energieversorgungskonzepte für die jeweilige 
Stadt oder Region zu erarbeiten (wie es z.B. 
für die Stadt Husum von Twind-Gruppen und 
dem SPAK bereits versucht worden ist) und 
au6h die Studie des Öko-lnstituts Freiburg 
über Energieversorgung der BRD ohne Atom­
kraftwerke· und Erdöl auszuwerten. 
Die Arbeit der Strobo-lnitiativen würde da­
durch ein zweitas Standbein bekommen:es 
würde sich nicht mehr alles nur um die 
Anzahl der teilnehmenden Haushalte und um 
die Prozesse drehen, was auf die Dauer auch 
nervtötend ist, sondern durch die Erweiterung 
um konkrete Fragen der kommunalen Ener-

gieversorgung würde die Aktion interessanter 
und der energiepolitische Hintergrund des 
Boykotts .mehr zur Geltung gebracht werden, 
als es bisher der Fall ist. 
Da die Strobos ein solches Vorhaben natür­
lich nicht alleine bewältigen können und wol­
len, bietet sich eine Zusammenarbeit von 
Strobos und anderen auf diesem Gebiet 
arbeitenden Gruppen an: so z.B. Arbeitsgrup­
pen der Bürgerinitiativen (es wäre schön, 
wenn sich neue Gruppen dazu bilden wür­
den) oder örtliche Vertrater der Grünen, aber 
auch Gruppen, die sich beruflich damit befas­
sen. 
Die Idee, die Gelder auf dem Treuhandkonto 
anzulegen, wurde angesichts dieser Perspek­
tiven und aus juristischen und organisatori­
schen Gründen auf Eis gelegt, 
FAZIT: STROBO GOES ON!!! 

P.S. tm neuen Anti-AKW-Taschenkalender 
1981 ist eine auf den neuesten Stand ge­
brachte Adressentiste von Strobo-tnitiativen 
abgedruckt. 

~-·•· "'u" Ut.··~· ~"V' 
11g. st11Jb:bc lig. stry:hb lig lugs.l: 

.e- Stro bel kopf. Oandsch.:l Str~h­
bel kopf: stro·beln tugs. für: 
struppig machen; struppig seinl: 
ich ... (eJie ll R 22!: strob.lig. stro­
he' lig. str · 7 ·tr bh lig 

na bei- (ein opt. GeräO: strolbo!sko;piseh 
strie- Strohdas: -[els: strohlblond: Stroh­
'han· .blo!-. . .bond das. ...dadt: 

stroh:dvmm: stro!hern !aus 
>trie- Stroh); stroh-farlben. ...farlbig; 

Stro!Lfeim od .... feiime od .... fel­
tos- men. . .. feuler. ...halm; stro!hig 

(auch für: wie Stroh. saftlos. 
'"· !rocken); Stro!Lhut. ...hüt!te. 
., ... kopf(ugs. scherzh. flir: Dumm­

, ·mt) . ... mann (Piur . ... männer: 

P.P.S.Sogar der neueste »Ouden« von 1980 hat 
uns inzwischen gewürdigt! Siehe Ausschnltt 
oben. 

Ahaus~ Fortsetzung von Seite 30 

Hearing ohne Beachtung? 
die Aufgabe des Bürgers ist, sich zu informie­
ren, sich eine Meinung zu bilden und zu han­
deln. Er machte allerdings auch deutlich, daB 
seine Anwesenheit auf dem Hearing und sei­
ne langjährige Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Kritiker des Atomprogramms als Stellungnah­
me gewertet werden kann. Helmut Hirsch be­
tonte, daB es derzeit so läuft, daB sich Wis­
senschattier und Politiker gleichzeitig vor Ent­
scheidungen drücken. Beide Gruppen schie­
ben sich die Verantwortlichkeit zu. Eine wir­
kUch demokratische Entscheidung sei dann 
getroffen, wenn Wissenschaftler, nachdem 
sie gewisse Vorarbeiten geleistat hätten, die­
se lnformationen dann der Öffentlichkeit zu­
gänglich machen würden, worauf sich eine 
breite Diskussion entfatten müsse und dann 
gemeinsam entschieden würde. Allerdings 
vergaS Heirnut Hirsch dabei zu erwähnen, wie 
eine wirklich demokr.atische Diskussion, bei 
der alle Meinungen Gehör finden, laufen kann 
und wie das in der Praxis aussehen soli. 
Zu einer heftigen Auseinandersetzung kam es 
dann, als jemand G. Thompson mit dem 
AKW-Gegner verglich, der in seiner Funktion 
als Polizist in Gorleben die 1 004-Besetzer 
verprügelte. Mensch beschloB die Diskussion 
mit einigen wissenschaftstheoretischen Re-

flektionen und der Aufforderung an die Wis­
senschaftler, ihre SchluBfolgerungen nicht so 
dezent im Konjunktiv zu formulieren, sondern 
klar und kernig zu sagen, was Sache ist. 
Der zweite Teil der Diskussion brachte leider 
·ebensowenig fruchtbares. Vielmehr wurde 
plötzlich ein Widerspruch entdeckt zwischen 
Aktion und lnformation. Eine Besetzung (wie 
auf 1004) und ähnliche Aktionen würden die 
Bürger abschrecken, man müsse vielmehr 
immer und immer wieder die Bevölkerung 
informieren. 
Die Redebeiträge beschränkten sich dann 
weitgehand darauf, die direkte Aktion (ge­
waltfrei versteht sich) in Schutz zu nehmen. 
Eine Antwort auf die Frage,. wie wir den Wi­
derstand an den Standorten verstärken kön­
nen, nicht zuletzt angesichts des leeren Saa­
les während des Hearings, konnte aufgrund 
dieser verquaren Fronten nicht gefunden wer­
den. 

Eine abschlieBende Einschätzung des Hea­
rings ist schwer. lch trage mich, was nützen 
die ganzen lnformationen, wenn sie keiner 
mehr hören will/kann! Gerade hier im Mün­
sterland,.wo irgendwann vielleicht 1500 Ton­
nen Atommüll die ganze Region langsam ver-

Japan: 
Atommüll ins Meer? 

Die Japanischa Regierung hat im Frühjahr die­
ses Jahres beschlossen, sich des anfallenden 
radioaktiven Abfalls auf die wohl billigsta und 
zugleich gefährlichste Weise zu entledigen: Die 
Versenkung im Meer. Bereits seit 1955 hat Ja­
pan gewisse Mengen radioaktiven Abfalls bei 
2500m Tiefe im Meer versenkt, ohne mögliche 
Fotgen wissenschaftlich zu beobachten. Nun 
solt dies in groBem MaBstab geschehen. Schon 
in diesem :Jahr sollen versuchsweise 1 0.000 
Fässer mit schwach radioaktivem Müll im Pazifi­
schen Ozean verseokt werden; an einer Stelle, 
wo der Ozean 6000m tief ist. 800km nördlich 
der Mariana Insein. Die zweihundertfache solt 
dann in den darauffolgenden Jahren verseokt 
werden. 
Dieser BeschluB wurde von allen Parteien mit 
Ausnahme der sozialistischen angenommen. 
Die Versenkung des Abfalls stellt ein unkalku­
lierbares Risiko dar, da über die Strömungsver­
hältnisse in diesen Tiefen nur unzureichende 

Kenntnisse vorhanden sind, die Verteilung der 
Fässer deshalb nicht vorhersagbar sind und so 
bei einer eventuellen Beschädigung ein Auslau­
fen des lnhalts nicht mehr gestoppt werden 
kann. 
Gestoppt werden allein die Realisierung dieser 
Pläne. In Japan hat sich hierzu nach dem Harris­
burg-Unfall eine Vereinigung gebildet, die ein 
Moratorium gegen atomare Anlagen einbringen 
wilt: 
Assoziation tor Asking Moratorium for Nuktear 
Development 
Hiroshi Noma, representative 
Syu Ono, representative 
3-10 Konda Jimbo-cho, Chiyoda-Ku, Tokyo, 
Japan. 

seuchen werden, haben so viele Leute ihre 
Tore dichtgemacht Keine nochso schreckli­
che Nachricht, keine noch so groBe Sauerei 
bringt sie mehr auf Trab, Resignation macht 
sich breiter und breiter. 
Und andererseits hat mich das Engagement 
und die Ernsthaftigkeit der Leute, der weni­
gen, die da waren, doch ermutigt, weiterzu­
machen, diesen Artikel zu schreiben und mit 
den Leuten von der Ahaus-Gruppe im AKU 
Münster zu überlegen, wie wir das Münster­
iand zum Koehen bringen. Und langsam kom­
men auch wieder ldeen, ein biBchen, schaint 
mir, haben wir die Resignation aufgeknackt. 
Dabei ist das Hearing nicht ganz schuldlos 
und wird auch später in unserer Öffentlich­
keitsarbeit noch von groBem Nutzen sein. 
Deshalb halte ich trotz der enttäuschenden 
Beteiligung das Hearing doch für einen wich­
tigen Stein im Kampt gegen die Zwischenla­
ger. 

Der Tagungsband kann beste/lt werden: 
ÖKO-INSTITUT. Arbeitsste//e Hannover, 
lmmengarten 31, 3 Hannover 1. 
Umweltzentrum, Bremer Str. 44, Münster(vor 
allem für tnformationen zu Ahaus). 
Kontakt: Miehaal Schlickwei u. Anne Loh­
bre/er, Etstemweg 27, 4401 Havixbeck, Tel. 
0250712459 
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i
* gemacht worden. In tast gleichlautenden Erklä­

rungen torderten Stoltenberg, die NWK und 
Bundeskanzler Schmidt den raschen Weiter­
beu des Atomkraftwerkes Brokdortander Unte-*. relbe. La ut Stoltenberg warte man nur noch a ut * grünes Licht aus Bonn in Form der Erteilung der * zweiten Tellerrichtungsgenehmigung. Zustän­* dig dafür lst das lnnenministerium mit dem * süB-sauer-liberalen FDP-Vorzeigelinken Ger­* hard Baum. Der traute sich bisher allerdings * noch nicht. Vorder Waht nicht. weil sich die FDP * betont grün gab und gleich nach der Wahl, das 

I macht sich auch nicht gut. lm neuen Kabinett 
werden Schmidt und Baum diesen Strau8 aber 
bald sustechten müssen. * Derwellen zeigen sichinder Nordallianz erhebli­* che Risse. Bisher sollte das Atomkraftwerk * Brokdort als Gemeinschaftsprojekt der NWK, * der Hamburger HEW und der dänischen EEA * gebaut werden. Die eaukosten soliten sich 

I HEW und NWK teilen, den Strom sollte zu 50% 
die HEW und zu 20% die EEA abnehmen. Doch * aus diesem Finanzierungs: und Verteilungsplan 

I 
wird nichts werden. Mitte Oktober beschloB die 

~.,.:~~~-~~ EEA, endgültig aus dem Projekt Brokdort suszu-
stelgen und sich weder an den eaukosten zu * beteiligen, noch auch nur ein einziges Kilowatt * aus der Brokdorter Leitung zu zapten. Grundla-

Freunsctlaftshaua YQn Bauer Mua In Kalkar I ge diesar Endscheldung lst der Wille der däni-
schen Regierung, in den 80ziger Jahren in je­
dem Fall noch ohne Atomstrom auszukommen. 

I 
Ober den weiteren Weg der.dänischen Energie-

Um den Brüter stillzulegen: versorgung soli dann eine Volksabstimmung 
·entscheiden. Die Dänen sind dabei so konse-

FreundSCh8ftSh8US und Boden pflegen 11 * quent, daB sie sogar den Import von vertraglich 

I gebundenem Atomstrom ablehnen. 
Nach längerer Zeit der Ruhe ist die Arbeit ge- auf dem Bauplatz ein lntormationszentrum tür Das war der erste Schlag tür die NWK. 
gen den Schnellen Brüter-Bau in Kalkar wie- 2 MiJlionen DM errichtete. Die BI sah sich so Der zweite bahnt sich im. teilweisen Ausstieg 
der in Gang gekommen. Seit Frühjahr diesas unter Druck gesetzt, daB das Freundschafts· * des Hauptverbündeten, der HEW, an. Zwar woi-
Jahres hat die BI Stop Kalkar damit begon- haus geschlossen wurde. l len die HEW-Stromtunktionäre bei der Stange 
nen, wieder stärker aktiv zu werden (nach ei- Nun soli es wieder eröffnet werden, und bleiben, ihre Vorgesetzten jedoch sind ins Grü-
ner.Zelt der Resignation und des Untertau- schon hat die Ordnungsmacht In Form einer beln gekommen. 72% der HEW gehört dem 
chens, als offensichtlich wurde, daB die GroS- Vollzugsverfügung vom 20.9., die sich auf den t* Hamburger Senat mit seiner stabilen SPD-
demo vom 24.9.77 nicht die gewünschte Mo- Strafbetehl von 1977 bezieht, emeut Ma8nah- Mehrheit. Bürgermeister Klose macht sich vor 
bilisierung gebracht hatte urid die BI selbst men dagegen angedroht. Um sich gegen die allem Sorgen über die zunehmende Abhängig-
sich einer stärker werdenden Reprassion und Schlie8ung zur Wehr zu setzen oder és doch zu- * kelt Hamburgs vom Atomstrom. Berelts jetzt 
Hetze ausgesetzt sah). m!ndest den Behörden nicht so leicht zu ma-

1 
bezieht die freie Hansestadt 50% ihres Stroms 

So steilte sie einen 3-Stufen·Pian für die Re· chen, hat die BI Stop Kalkar nun eine "lnte· aus den Atomkraftwerken Brunsbüttel und Sta-
organ!sierung des Widerstandes gegen die ressengemeinschaft der Kleingrundpächter• de. Gerade aber die Erfahrungen mit der Zuver-
lnbetriebtlàhme des Schnellen Brüters auf, gegründet. Das bisher von 2 81-Mitgliedem llässigkeit eines AKW's wie Brunsbüttel ermun-
der eine lntormationsphase mit Wiederaufbau gepachtete Land (etwa 1000 qm) soli pro qm tert offensichtlich nur wenige Hamburger Sena-
des Freundschaftshauses der BI, eine Phase an einzelne AKW-Gegner verpachtet werden, toren, den ohnehin schon hohen Alomstroman-
der Organislerung der AKW-Gegner bis hin zu für 10.- DM lm Jahr. Die lnteressengemein- teil noch weiter auszuwelten. · 
praktischen Akiionen gegen den Weiterbeu schaft gibt sich eine Satzung, die ein m.i8- * Der Hamburger Senat hat berelts kieinlaut in 
des Brüters vorsieht. bräuchliches Pachten ausschlle8t. Damit soli I Kiel angefragt, ob man nicht lieber zusammen 
Die·Räumung des Dorfes 1004 in Gorleben erreicht werden, daB ein kleines Kohlekraftwerk bauen wolle. Mit die-
war der Anla8 zu einer spontanen Klrchenbe- 1.nlcht mehr nur ein paar Leute mlt diesem sem Vorschlag blitzten die Hamburger jedoch 
setzung in Kalkar. Die 750 Jahr-Feier'der Projekt zu tun haben und entsprechene! * völlig ab; Stoltenberg wUI auf Brokdort keines-
Stadt brachte einige Akiionen (symbolische schnell kriminalisiert werden können und I talls verzichten. Einen Standort für ein Kohle-
,Sperren der Zufahrtswege zum Zentrum. "Ka- 2.öffentlich klar wird, daB hinter diesem Pro- kraftwerk warde die schleswig-holsteinische 
tastrophenschutzübung", Diskussionen u.Ä.). jekt vlele stehen, die gegen die Alomenergie I Landesregierung unter gar keinen Umständen 
Darüber konnten auch eine Reihe Leute ge- i<ämpten. zur Verfügung stellen. Notfalls baue sie das 
wonnen werden • viele Jugendliche aus Kal· AKW Brokdort auch allein 
kar selbst. Bitte betei/igt euch an dlesem Projekt, indem In den nächsten Wochen wUI der Hamburger 
Während sich der Kampt ge gen den Brüter· lhr 10. ·DM auf das Kto.2999 der Volksbank * Senat sich endgültig entscheiden. 
Bau drel Jahre lang ausschlie811ch auf jurist!· Kalkar Uberwèist. Wichtig/ Gebt Eure Aa;esse ~ ·Kenner der Hamburger Szene erwarten eine 
scher Ebene abgespielt hatte und ein Teil der an. Die BI wlrd euch dann Satzung und Pacht· Kompromi8entscheidung mit dem Vorschlag, 
AKW-Gegner sich auf die Gerichte und die vertrag zusenden. Das Geld wird fUr den Aus- den Bau von Brokdort erst einmal zu verschle-
Enquete-Kommission des Bundestages ver· bau des Freundschaftshauses und die Be· * ben und die weitere Entwicklung abzuwarten. 
,..,.. hotte, wu1do nun del Vo,.chlog "" BI schoffung """ lnfom>oUomuualeriol ..,...:J Solhe dos elnt1elfen, •• steht In dièsem Fall die 
von einer Landeskonferenz Nordrheinwestfa- NWK völlig ohne Partner da. DarOber hat sie 
Jen im August beschlossen: BI STOP KALKAR, i.A. llse u. Tim sich auch schon Gedanken gemacht, zwangs-
Das Freundschaftshaus - ehemaliger Melkstall***** I I f ft**** t t t t läutig, denn die· eaukosten von ca 3 Millierden 
von Bauer Maas - wird ausgebaut und als 4 · DM übersteigen die Finanzkraft der NWK bei 
lnformatlonszentrum eingerichtet. *' Brokdorf - die groBe weitem. So will man in der nächsten Zeit versu-
Drei Jahre vorher, im August 1977, war der ~- 'All i b .=.-L- lt .chen, weiter im Westen und im Süden neue 
erste Versuch, hier an Ort und Stelle, gegenO- . 8nz Zef f~8 partner aufzutun. 
ber dem BrUter, Ober die AKW:s zu informie· . , Mit ein biBchen Glück kommen wir also womög-
ren, aufgrund eines Strafbe'fehls Ober 500 DM Wie zu erwarten war, ver~uchen st.olte~be!g, lich in der nächsten Zeit um elnen Weiterbau In 
wegen baupolizeiUcher und Landschatts- NWK und Co - die Wahl 1st kaum vo~e• - 1~re Brokdort he rum. Wir hätten ihm zur Zeit auch 
schutzbestimmungen (I) gescheltert während Brokdorfpläne in die Tat umzusetzen, Elgenthc~ nicht viel entgegenzusetzen. 
die RWE als Betreibar des Schnelie~ Brü.ters war berelts vor der Bundestagswahl alles klar 
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Rettet die 
Bieselfelder! 

Die Rleseltelder sind die grö8te zusammen­
hängende Gemüseanbautläche Nordrhein­
Westfalens. Sle liegen bei Dortmund und ge­
hören zum Stadtgebiet der Städte Datteln 
und Waltrop. Die BUDa (Bürgerinitiative 
Umweltschutz Oatteln) hat die Betürchtung, 
daB der Standort Rleseltelder lm bundeswei­
ten Kampt gegen Alomanlagen zu kurz · 
kqmmt. Das liegt vielleicht daran, daB die 
VEW (Vereinigte Elektrizitätswerke) ihre Pläne 
In rnehrere Stuten zerlegt hat und jetzt 
angeblich "nur· zwei Kohlekraftwel't<e bauen 
will. Wir möchten alle Bürgerinitiativen auf 
diese Salamitaktik aufmerksam machen, da­
mlt sie unseren Kampf gegen das AEZ (Alom­
Energie- Zentrum) unterstützen. Anfangen 
wollen wir mit einer Chronik ü_ber 6 Jahre Wi­
derstand! 

• lm Jahre Ü~74 wurdeo die Pläne der VEW 
bekannt, 4 Kohlekraftwerke mlt Kohleverga· 
sungsanlagen ·und 3 AtomKraftwerke mft ei· 
ner Gesamtleistung von 7200 Megawatt sol· 
len hier gebaut werden. Die dafür vorgesehe· 
ne Aäche beträgt 150 ha. 

- lm setben Jahr noch gründete sich die 
BUW (Bürgerinltiative Umweltschutz Waltrop). 
Sie versucht den Kontakt zu den betroffenen 
Bauem herzustellen. Ende des Jatires demon 
strleren die Bauem mit Trektoren gegen die 
VEW·Piäne. 

• Nach starkem·öffentlichen Oruck spricht 
sich der Rat der Stadt Waltrop gegen die 
Krattwer1<spläne aus. 

• lm November 1975 ändert die VEW ihre 
Piäne. Jetzt will sie 4 Kohlekrattwerke und 
Vergasungsanlagen (2900 Megawatt) sowie 3 
Hochtemperaturreaktoren THTR (3000 Mega· 
watt) bauen. Oieses Konzapt eines riesigen 
Atomenergie· Zentrums ist bisher einmallg. 
Sowohl mft atomarer als auch mit konventio­
naller Kohlevergasung sollen stündlich 1 Mil· 
!ion cbm Gasgemlsch zur Verwendung In der 
Chemie· und Stahlindustrie erzeugt wer- . 
den. Die Kühlung soli durch 7 Trockenkühltür·. 
me erfolgen. Die Entwicklung dieser Kühltür· 
me hat slch jedoch als schwlerig erwiesen. 
Der erste Trockenkühlturm der VEW in 
Hamm-uentrop ist bis h~ute noch nicht in Be· 
trieb. 

- 1976 ersteUt die Landesanslalt für lmmi­
sions- und Bodenschutz ein Gutachten. Oie­
ses Gutachten wurde vom Mlnlsterium für 
Arbeit. Gesundheit und Soziales für die Rie­
selfelder in Auftrag gegeben. In dem Gutach­
ten ging man von tolgenden Planungen aus: 
2 Stelnkohlekrattwertce mlt Vergasung .. n· 
lagen (1600 MW) 
3 Hochtemperatur• Atomkraftwerke (3050 
MW) 

2 nuldeara Kohlevergaaungaanlagen (1630 
MW) 
o. .. mttelstung 6280 MW (4800 nuldear, 
1600 konventlonell) 

- lm Januar 1977 wird der Landesentwik­
klungsplan 6 veröffentllcht. Er sieht in den 

Rieseifeldem 160 ha für Kohie- und Atom· 
kraftwerke, sowie 1700 ha für die Ansiedlung 
von flächenintenslven Gro8vorhaben vor. 

- Wenig später hebt die Waltroper SPO den 
1974 getaSten Ratsbeschlu8 wieder auf und 

.spricht sich nun für die Kraftwerkspianung 
aus. Die Bürgerinitiative sammelt darauthin 
10.000 Unterschriften gegen den Landesent­
wicklungsplan. 
- lm September des gleichen Jahres stellt 
die VEW den Antrag auf Varbescheid von zu· 
nächst 2 Kohiekraftwerken mit vargeschalte­
ter Erdgasturbine und Kühlung durch Na8-
kühltürme. Die Leistung beträgt 1510 MW. 
Das Kohleumwandlungsverfahren soli später 
angegliedert werden. Obwohl die VEW noch 
1976 keinen Zweifel daran Ue8, daB sie ihre 
Pläne in voiiem Umfang durchsetzen würde, 
behauptet sie jetzt, daB sie "vorläufig" keine 
Atomkrattwerke In den Rieselfeldern bauen 
will. Nach allem, was wir in Erfahrung bringen 
konnten, versucht die VEW mit diesem Trick 
erstmal in die Rleselfelder reinzukommen, um 
dann ihre ursprünglichen Planungen in vollem 
Umfang zu verwirklichen. 
Diese Behauptung wird auch durch folg~nde 
Punkte bestärkt: 
·Die VEW könnte lhr Gesamtkonzept auf ei­
ner Fläche von 150 ha unterbrlngen. Obwohl 
sie vorgibt, "zunächst nur" 2 Kohlekraftwerke 
bauen zu wollen, lst die Krattwerksfläche auf 
240 ha erhöht worden. 

• Die belden Kohlekraftwerke mit Vergasung­
sanlagen passen durchaus in das ursprüngli­
che Konzept, aenn dort sind auch zunächst 
Kohle· und dann Atomkraftwerke vorgesehen. 

- Ende 1978 demonstrieren die Bauem 
emeut mit Traktaren gegen das Projekt. 

• Ende 1978Jindet in der Stadthalle Oatteln 
eine Bürgeranhörung zum baantragten Vorbe· 
scheid statt. Zur setben Zeit startet die lndu­
striegewerkschàft Bergbau· und Energie eine 
Unterschriftensammlung für die Krattwerke. 
Vlele Bergleutè unterschreiben, weil man 
ihnen erzählte, daB ihre· Arbeitsplätze in der 
Zeche Waltrop sicher sind, wenn die Kraft­
werke gebaut werden. 
lm setben Jahr noch erfahren die B~tgleute, 

mit welchen Lügen man sie loekte! Ohne jede 
Vorwarnung wird die Zeche Waltrop ge­
schlossen! · 
• 1978/79 werden die Riesetfe!derüber die 
Köpte der Pächter hinweg von der Stadt 
Dortmund an die VEW verkauftl Ohne lange 
zu zögern, kündlgt die VEW den Pächtern ihr 
Pachtland zum 31 .September 1980. 
Nactizutragen wäre noch, daB sich 1978 auch 
in Oatteln eine Bürgerlnitiative gründete. 

Das lst das wichtigste bis heute. Wir rechnen 
damit, daB die VEW ihre Pläne nach der Bun· 
destagswahl beschleunigt vorantreibl In 
nächster Zeit lst mit der Änderung des Flä­
chennutzungsplans tor di.e Rieselfelder (bis­
her1andwirtschaftliche Nutzfläche, danach 
lndustriegebiet) zu rechnen. Das Gewerbeauf­
sichtsamt wird mit der Erteilung des Vorbe­
schéldes auch nicht mehr lange auf sich war­
ten lassen. Angesichts dieser Zuspitzung der 
Lage möchten wir euch auffordern, euch 
mehr als bisher mit dem Standort Rleselfel· 
der zu befassen. Nochmal. bei diesem Stan­
dort geht es um Kohle- und Atomkraftwerke. 
Deshalb unterstützt unseren Kampf gegen 
das Atomenergie-Zentrum bei Oatteln. 
Wir wissen, daB es viele Standorte in der 
BRD gibt, bei denen die Planungen weiter 
sind. als bei uns. Oennoch meinen wir. daB es 
möglich sein muB, den Kampt gegen Atom· 
kraftwerke nicht nur in Gorleben, Brokdorf. 
Grohnde oder Kalkar, sondem auch und be· 
sonders an "unbekannten" Standorten zu.Jüh· 
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WAA KARLSRUHE 
NEUER ATOMMOLLSKANDAL? 

Wie _der Bürgeraktion Umweltschutz erst vor 
kurzem bel<annt wurde, pumpte das Kernfor­
schungszentrum Karlsruhe (KFK) vor einigen 
Jahren radioaktives Abwasser unbekannter 
Menge und Konzentration ohne die notwendi­
ge behördliche Genehmigung in eine tellaus­
gebeutete Erdöllinse bei Leopoldshafen .. Spä­
ter bemühte sich das KFK diesen Sachverhalt 
zu vertuschen. 
Die Flrrra Deilmann, die Besitzerin der Erdöl­
bohrung, will diese Öllinse mit der Bezeich­
nung Lh 2 aufgrund· gestiegener Erdölpreise 
wieder nutzen und hat deshalb das KFK vor 
kurzem den Nutzungsvertrag gekündigl Es 
besteht die Gefahr, daB mit dem Erdöl ra­
dioaktives Abwasser hochgepumpt wird und 
in die Biosphäre gelangt. 
Die HintergrUnde dieser möglicherweise fol­
genschweren Vorgänge relehen in den 
Anfang der siebziger Jahre zurück und sind 
eng mit dem Bau der Wiederaufbereitungsan­
lage Karlsruhe (WAK) verbunden. Au8er im 
Mehrzweckforschungsreaktor (MZFR, seit 
März 1966 in kommerziellar Nutzung) entsta­
hen beim Wiederaufbereitungsprozess gro8e 
Mengen des radioaktiven Wasserstoffs Tri­
tium (3-H). Ein groBer Teil des Tritlums fällt 
als radioaktives Abwasser an und wird in ei­
nam Alt-Rheinarm bei Leopoldshafen geleitel 
Nach der Strahlenschutzverordnung (SSV) § 
46 Abs.4 ist die Einleitung bei entsprechen­
der Verdünnung erlaubt 1979 wären über 16 
Miltionen cbm Abwasser zur verdünnung not­
wendig gewesen. Tatsächlich wurden aber 
insgesamt ungefähr 0,5 Millionen cbm Abwas­
ser eingeleitet. Solche erhöhten Einleitungs­
konzentrationen (32·fach überhöhte Tritium­
Konzentration) sind nur aufgrund einer Son· 
dergenehmigung erlaubt (SSV § 46 Abs.5). 
Demgegenüber behauptete Prof.Hans Kiefer, 
der leiter der Abteilung Strahlenschutz und 
Sicherheit des KFK. daB die Radioaktivitäts­
mengen deutlich unter der gesetzlichen 
Grenze liegen (Bad.Neuste Nachr.21 .6.80). 
Dies ist falsch und eine Täuschung der 
Öffentlichkeit 
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Durch Wasserpflanzen und Flsche kann das 
tritierte Wasser (THO oder T-2-Q) weiter 
angereichert werden. Über die Nahrung kann 
es im menschllchen Körper In die Zeilen ein­
gebaut werden, da es sich chemisch nicht 
von normaJem Wasser unterscheidet. Gesund­
hel~liche Schäden köonen die Folge sein. 

Wenn die Tritiumableitungen, wie das KFK 
behauptet, wirkUch niemanden gefährden 
könnten, dann wären die 500 000 bM, die 
dafür ausgegeben wurden, die Versenkung ra­
dioaktiver Abwässer in einer Erdöllinse zu 
ertorschen, rausgeschmissenes Geld gewe­
sen. Die Versuche wu.rden jedentalls mit der 

Zielsetzung des Umweltschutzes begründet. 
Da das Vorhaben einer bergrechtlîchen, was· 
serrechtlichen und atomrechtlichen Genehmi· 
gung bedurtte, wurde im Juni 1971 durch die 
Firma Deilmann ein Genehmigungsverfahren 
beantragt. Eine erste Genehmigung, die sich 
aber nur auf die Herrichtung des Bohr!ochs 
-bezog, wurde vom Landesbergamt in Freiburg 
am 31.7.1972 ~rteilt. Ein Vertrag mit der Ge· 
senschaft für Kernforschung (GfK) legt die 
volle atomrechtliche Verantwortung der GfK 
test. · 
Mit ersten Einpre8vérsuchen von nichtra· 
dioaktiven.Salzablaugen wurde noch im glei· 
. chen Jahr begonnen. · 
lm Forschungs· und Entwicklungsprogramm 
1974 des KFK (Stand 17.7.73) helSt es dann 
wörtlich: 
"FUr 197 4 geplante Art:>eiten: Die EinpreBver· 
suche mit T-hahigen Abwässem werden ge· 
meinsam mit dem Me8· und Kontrottpro· 
gramm fortgesetzt." (5.229) 
Trifft dies zu und wir haben keinen Grund da· 
ran zu zweifeln,dann wurde vor dem Juli 
1973 und eventuell danach in uns unbekann­
ter Menge Abwässer in die Erdöllinse ge· 
pumpl Es bestand damals und es besteht bis 
heut'e keine Genehmigung für diesas Vorge­
hen. Das Landesbergamt in Freiburg weiB 
nichts davon, wie eine Nachtrage ergab. In 
späteren Berichten ist nichts mehr von 
Absenkungen Tritiumhartiger Abwässer die 
Rede. lm Forschungs· und Entwicklungsplan 
1978 heiBt·es auf Sette 144: 

• ... mlt Aufnahme der ersten ElnpreBversuche 
(ist) nicht vor Ende 1978 zu rechnen. • 
Solche Aussagen können das rechtswidrige 
Vorgehen der KFK nicht ungeschehen ma· 
eh en. 

Die Bürgeraktion Umweltschutz fordart eine 
vollständige Aufklärung des VorQangs. Das 
Kernforschungszentrum ist der Öffentlichkeit 
Erklärungen schuldig. Das ·Ministerium für 
A.rbeit, Gesundheit und Sozialordnung in 
Stuttgart 1$1 als Aufsichtsbehörde aufgefor· 
dert, die Sache zu untersuchen und Schuldi· 
ge zur Reehenschaft zu ziehen. 
Eine Verseuchung der Bevölkerung durch ra· 
dioaktives Erdöl muB verhindert werden. 

(Artikel von Hero Cramer, Nebeniusstr.12, 75 
Karlsruhe Tei.0721/34122, nähere lnformatio· 
nen auch Ober Bürgeraktion Umweltschutz 
Zentrales Oberrheingebiet e.V. Kronenstr.9 
75 Karlsruhe 1, Tei.0721/699675) 
In einer ~esserklärung vom 19.September 
1980 nimmt das Kernforschungszentrum 
Kartsruhe zu den Vorwürten Stellung. Das 
KFK bestreitet, zu irgendeiner Zeit radioakti· 
ves Abwasser in die Erdöllinse gepumpt zu 
haben. Das KFK wirft der Bürgeraktion eine 
"Fehlinterpretation von Forschungsergebnis· 
sen" vor.Das KFK fordart die Bürgeraktion 
ultimativ bis zum 30.9.80 auf, ihre Behauptun· 
gen zu widerrufen, ansonsten "bahalte sich 
das KFK rechtUche Schritte vor". 
Unter der Überschrift: "Getroffene Hun de bel· 
Jen• bleibt die Bürgeraktion bei ihrer Behaup· 
tung, und untermauert diese durch eine 1 0· 
Punkte-Erklärung. 

Forts. Rieselfelder 
ren., damit diese in der ganzen Bewegung 
ebenso bekannt werden, wie diese vier "Mar· 
kenzeichen" unseres Widerstandes. Muft 
denn erst mit dem Bau begonnen werden, da • 
mit sich die urnliegenden Bürgerinitiativen ge· 
nötigt sehen, diesen Standort in ihre Arbeit 
miteinzubeziehen? Wlr, die ortsan~igen 
Bürgerlnltiatlven, sind zu klein, um das Projekt 
zu vemindem. Unterstützung haben wir be· 
reits von den Bürgerinitiativen aus Herne, Lü· 
nen, Castrop-Rauxel, Recklinghausen und 
Dortmund. Dlese Bl's treffen sich re_gelmäB!g 

einmal im Monat, um ihre Arbelt zu koordinle­
ren. Wlr wären troh, wenn in Zukunft an die· 
sen Treffen mehr Bl's teilnehmen würden. Für 
nähere lnformationen stahen wir jederzeit zur 
Verfügung. 
Wlr treffen una Jeden Mlttwoch In der Gut· 
~titte Dlckh6fer, GrOner Weg In Datteln um 

18.30 Uhr. 
Kontaktadresse für lnformationen: 
Helnz Drucb 
Lörtnghofatr.31 Tei.023e3/83558 
4354 DATTELN 



Uebe Atomexpressler, 
mit Interesse habe ich euren Bericht zu 
den Strampreisen im letzten Atomex­
press gelesen. Die aufgeführten Ein­
wände gegen die offiziellen Gutachten 
sind wichtig und richtig. Dennoch be­
rühren sie m.E. nicht den K~rn des 
Probie ms. 
Die Frage, die sich bei derartigen 
Überlegungen stellt, ist doch: Wenn 
Atomkraftwerke nicht wirtschaftlicher 
arbeiten als "herkömmliche" Kohle­
oder Ölkraftwerke, warurn werden sie 
dann gebaut? SchlieBiich ist doch die 
"Wirtschaftlichkeit", also die Profitabili­
tät einer lnvestition gerade in unserem 
Wirtschaftssystem das wichtigste Kri­
terium, zumal beim Energieeinsatz, der 
sich zum wichtigsten Kostenfaktor in 
der Industrie entwiekelt Auf diese Fra­
ge erhält man nach meiner Ertahrung 
aus den Reihen der AKW-Gegner (die 
Apologien der AKW-Betreiber interes­
sieren hier nicht weiter) meist drei 
Antworten: 
1. Die AKW-Betreiber messen die Wirt­
schaftlichkeit von AKWs unter be­
triebswirtschaftlichen Gesichtspunk­
ten, volkswirtschaftliche Kosten (wie 
Forschung, Entsorgung etc.) interes· 
sieren sie nicht, insoweit sie vom Staat, 
d.h. dem Steuerzahler getragen wer· 
den. 

2. Die AKW-Betreiber haben schon so­
viel Kapital investiert, daB si~ das 
Atomprogramm durchziehen müssen, 
auch wenn es heute volkswirtschaft· 
lich unsinnig wäre. 
3. Die Wirtschatlichkeit von AKWs im 
lnland mag eingeschränkt sein, aber im 
Exportgeschäft (z.B. mit Brasilien) win­
ken den AKW-Betreibern groBe Profi­
te. Solche Geschäfte kommen nur zu­
stande, wenn im lnland entsprechende 
Ertahrungen mit der Atomtechnologie 
gemacht wurden. 
Alle drei Argumente sind m.E. nicht 
stichhaltig. Sie verharmlosen und leu­
gnen im Grunde die Wirksamkeit von 
Profitzwängen und Konkurrenzmecha­
nismen auf den kapitalistischen Märk­
ten. Sie erklären nicht, warurn bei­
spielsweise auch kleinere Länder der 
3. Welt mit verstaatlichtem Energie· 
sektor (wo also keine Trennung zwi­
schen "betreibswirtschaftlicher" und 
"volkswirtschaftlicher" Kalkulation exi­
stiert) zunehmend AKWs betreiben 
und dadurch den westdeutschen oder 
US-amerikanischen Unternehmen erst 
neue Absatzmärkte eröffnen. Wieso 
soliten die Länder der 3. Welt den 
westtichen Unternehmen Profite 
schenken für eine Technologie, die sie 
teurer kommt als beispielsweise der 
Einsatz von Öl? 
In den Argumenten wird weiterhin 
übersehen, daB sich kein kapitalisti­
sches System auf Dauer einen unren· 
tablen lndustriezweig leisten kann, 
schon gar nicht im Energiebereich. Als 
westdeutsche Kohle unrentabel wur· 
de, kam es zur Krise mit ho her Arbeits­
losigkeit uhd einer gewaltigen Vernich­
tung von Kapital. Daran konnte keine 
noch so mächtige Kohle-Lobby etwas 
ändern, denn Konkurrenzmechanis­
men sind nicht so einfach durch politi­
schen BeschluB aus der Welt zu schaf· 
fen. Wieso sollte es bei der Atomener­
gie anders sein? 
Die Konsequenz der drei aufgeführten 
Argumente wäre, entweder die groBen 
kapitalistischen Unternehmen samt ei-

ner Vielzahl von Entwicklungsländern 
für ökonomische Dummköpfe zu hal­
ten, oder aber irgendwelche dunkien 
Atommafia-Mächte für die Weltweite 
Ausdehnung der Atomenergie verant· 
wortlich zu machen. Beides ist offen· 
sichtlich unrealistisch. 
Wir müssen uns wohl mit dem Gedan­
ken abfinden, daB die Dinge im ökono­
mischen Bereich anders liegen und 
unsere Beweisführung nicht beim 
Nachweis der derze/tigen Unwirt­
schaftlichkeit von AKWs stahenblei­
ben dart. Tatsächlich gibt es durchaus 
ernstzunehmende Untersuchungen, 
die mittelfristig für die Atomenergie 
Preisvorteile gegenüber Öl oder Kohle 
sehen. M. Massarrat weist in seinem 
Artikel "Die Ursachen des massiven 
Ausbaus der Kernenergie" darauf hin 
(in: Probleme des Klassenkampfs, Nr. 
34, s. 35ft): 

scher Logik, und genau hier müBte 
unsere Kritik ansetzen. Die Atom· 
strom..Preisanalyse im letzten Atomex· 
press leifert heute zwar gute Argumen­
te gegen AKWs. Sie könnte uns aber, 
weit sie immanent bleibt, schon mor­
gen in einen politischen Gegensatz zu 
weiteren Preissteigerungen beim Ro­
höl bringen. Und sie könnte uns über· 
morgen, falls Atomstrom tatsächlich 
billiger als etwa Kohlestrom werden 
sollte, in arge Argumentationsschwie­
rigkeiten bringen. 
Die Hauptzielrichtung unserer Kritik 
muB daher prinzipieller sein. Gerade 
weil Profite winken und gerade weil je­
der Konzern konstengünstige Energie 
braucht, um konkurrenzfähig zu blei­
ben, und gerade weil die Bedeutung 
billiger Energie auf dem Weltmarkt 
noch wachsen wird, gerade deshalb 
wird der Ausbau der Atomenergie so 
vorangetrieben und sind auch ärmere 

- Bei Erdöl und Erdgas ist mittelfristig Staaten der 3. Welt scheinbar darauf 
weiterhin mit erheblichen Preisstei- angewiesen. Eben weil es um Profite 
gerungen zu rechnen, da einerseits geht, wird über die ungeheure Gefähr· 
die ErschlieBung neuer Vorkommen dung von Urnwelt und Leben achsel· 
relativ schwieriger (und kostspieli· zuckend hinweggegangen. Nicht so 
ger) wird, andererseits die erdölpro- sehr ökonomische Unlogik, die niedri­
duzierenden Länder sich noch stär- ge Kosten behauptet, wo hohe sind, 
ker dem repressiven Druck der In- gefährdet unsere Umwelt, sondern es 
dustriestasten entziehen werden. ist die kapitalistische Logik selbst, de-

- Bei der Kohle werden die Preisst ei- ren Profitdenken sie unfähig macht, 
gerungen vermutlich noch stärker über umweltfreundlichere Alternativan 
sein, da zunehmend die tiefergelege- nachzudenken. Diesen Nachweis soll­
nen Aöze abgebaut werden müssen, ten wir als AKW-Gegner führen. 
und mit zunehmender Tiefe die Pro· Minzi 

~~~~~~~~osten überproportional :******************** 
- Während Kohle und Öl als Rohstoffe 

in der Energiegewinnung den gröB- Uebe AtomexpeB-Macher(innen), 
ten Kostenfaktor ausmachen und 
daher jede Preiserhöhung auch auf 
den Energiepreis durchschlägt, bil· 
det das Uran als Rohstoff für AKWs 
nur einen untergeordneten Kosten­
faktor, der mit neuen Technologien 
(z.B. Schneller Brüter) noch vermin­
dert werden könnte. 

In den vermuteten mittelfristigen Preis· 
varteilen von Atomenergie und Atom­
strom liegen also die Gründe für den 
weltweiten Ausbau der Atomkraftwer­
ke. Ob diese Preisprognose in jedem 
Fall eintritt, kann man natürlich nicht 
hundertprozentig sagen, aber sie ist 
durchaus fealistisch, und wir würden 
es uns zu einfach machen, wenn wir le­
diglich das Gegenteil behaupten. Da­
mit liegt der Ausbau der Alomenergie 
nun tatsächlich im Bereich kapitalisti-

Eure Artikelserie über "Stromlücke­
Stromlüge" habe ich mit gro~em Ge­
winn für mein Wissen um die Hinter­
gründe der offiziellen Energiepolitik 
gelesen. Dabei ist mir aber auch be- • 
wuBt geworden, wie wenig klar sich die 
Anti-Atom-Bewegung über .ihre Ziele 
ist. Gegen Atomkraftwerke sein, das 
steht auBer Frage- aber wofür ist man 
stattdessen? Für sichere und umwelt­
freundliche Energie. Es lohnt sich zu 
analysieren, was das im einzelnen heis­
sen kann. Von einer exakten Formulie· 
rung der Ziele hängt auch entschei­
dend die einzuschlagende Strategie 
ab (und die liegt zur Zeit ganz 
schwer im Argen). 
lhr weist aufgrund des offiziellen Zah­
lenmaterials der Elektrizitätswirtschaft 

nach, daB 1978 selbst zum Zeitpunkt 
der stärksten Netzbelastung noch eine 
hohe Kapazitätsreserve varhanden 
war und daB die Atomkraftwerke so­
wohl für die Deckung des Spitzenba­
darts als auch für die Reserve nur eine 
verschwindend geringe Rolle spielten. 
Dann geht ihr auf die Monopolstruktur 
unserer Energiewirtschaft ein, dienach 
eueren Ausführungen ein wesentliches 
Hindernis z.B. für eine volle Ausschöp­
fung der in der Industrie vorhanden 
Stromerzeugungskapazitäten dar­
stellt. Für die Bewegung folgt hieraus 
meines Erachtens. zunächst, daB diese 
ungünstige Monopolstruktur der Ener­
giewirtschaft zu bekämpfen wäre. Man 
müBte sich demnach also für eine ver· 
besserte Zusammenarbeit zwischen 
EVU (Eiektrizitätsversorgungsunter­
nehmen, Anm.d.R.) und Industrie ein­
setzen. Die Industrie müBte Anreize 
erhalten, ihre eigenen Stromproduk­
tionskapazitäten voll auszunutzen und 
ins öffentliche Netz einzuspeisen. Wä· 
ren damit nicht schon alle unsere 
Strom..Probleme gelöst, eben auch 
ohne Atomkraftwerke? 
Für mich erheben sich hierbei zwei Fra­
gen. Zum einen die nach der Umwelt­
freundlichkeit industrielier Stromer­
zeugung. Welche Umweltschutzaufla­
gen werden der Industrie dann ge­
macht und wie wird ihré Einhaltung 
überwacht? (Wie teuer wird der Strom 
dann, die Industrie würde sicherlich 
nicht zögern, mit den entsprechenden 
Kostenrechnungen aufzuwarten). -
Zum anderen müssen wir als Anti­
AKW-Bewegung uns in diesem Zusam· 
menhang fragen, inwieweit uns an der 
politischen Aufwertung der Industrie 
gelegen sein kann, die eine entspre· 
chende Strategie unsererseits zur Fol­
ge haben würde. Unsere braven Kon­
zeroe sorgen dann für ausreichenden 
und umweltfreundlich erzeugten 
Strom • damit wären für uns alle Prob­
leme, die in unserer kapitalistischen 
Wirtschaftsstruktur ihren Ursprung ha­
ben, zunächst in den Hintergrund ge­
treten. Ausgeklammert blieben dann 
Fragen wie z.B. die nach der vernich­
tung von Arbeitsplätzen, nach inhuma­
nen Arbeitsbedingungen, nach man­
geinden Mitbestimmungsrechten der 
Arbeiter, aber auch danach, ob eine 
Produktion jeweils ökologisch sinnvoll 
ist. Als Anti-AKW-Bewegung greifen wir 
uns unter den vielen Sauereien eine 
besonders in die Augen springende 
heraus, eben den Bau und Betrieb von 
AKW's. Man sieht aber an dem obigen 
Beispiel, daB man auch dann nicht 
ohne eine urntassende politische Ana­
lyse und Zielformulierung auskommt. 
(lch kann mir im übrigen nicht vorstel­
len, daB die am AKW-Bau beteiligte 
ln.dustrie sich durch das Angebot, 
Strom in gröBerem Umfang als bisher 
verkaufen zu können, dazu "beste­
chen" lassen würde, das so gewinn­
trächtige AKW-Geschäft aufzugeben • 
man kann ja mit dem Export weiterma· 
chen. Man kann auch in anderen Län· 
dern "vorzeigbare" AKW's bauen, die 
den hohen Stand der bundesdeut­
schen Technik auf diesem Gebiet de­
monstrieren sollen!) 
Die Ergebnisse euerer Untersuchung 
lassen aber auch die Frage nach der 
Rolle von Alternativ-Energiequellen in 
einem Konzapt derAnti-AKW-Bewe­
gung aufkommen. Wenn eigentlich so­
wieso genug Strom produziert werden 
kann, wozu sich dann noch um Son-
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nenkollektoren, Windgeneratoren, 
Biogasanlagen und Ähnllchem bemO· 
hen? Nach dléser Argumentation wä· 
ren dlese EnergiequeUen zunächst ge­
nauso OberfiOsslg, wie AKWs. Das 
Argument der gröBeren Umwelt· 
treundllchkeit wäre nur dann überzeu· 
gend, wenn die dlesbezügftchen Be· 
denken gegen die nichtnuldeare Stro· 
merzeugung von EVU's und Industrie 
von ausreichendern Gewicht wären 
(«<r mich lst es durchaos noch eine 
offene Frage. ob nicht konventionelle 
Kraftwerke so konstrulert werden kön· 
nen. daB die Umweltbelastung durch 
sie auf ein unerhebllches MaB herab· 
gedrOckt werden kann). 
Und Ober eln zweites wichtiges Argu· 
ment zugunsten von altamatiVen 
EnergiequeUen · die in absehbarer Zeit 
drohende Erschöpfung unserer her· 
kömmHchen Energiequellen, z.B. Koh· 
Ie und Erdöl· herrscht meines Wissens 
nach auch unter AKW-Gegnem keines 
wegs Elnlgl<eil So wird z.8. in "Zum 
richtigen Verständnls der Kernenergie: 
66 Erwiderungen· bestritten, daB die 

Kohle ·, Erdöl· und E.rdgaslagerstätt.en 
schon so bald erschöpft sein würden. 
Gehen wir einmal davon aus. daB die 
Ansicht dleser Autoren von wesentli· 
chen Teilen der Anti·AKW-Bewegung 
geteilt wird, dann muB man slch doch 
tragen • immer mlt dem Bliek auf den 
Platz, den dlese Dinge In einem mögll· 
chen urntassenden Strategiekonzapt 
der Anti·AKW-Bewegung einnehmen 
solten • was diese Wlndmühlensplel· 
chen eigenttlch bezwecl<en. Die lndu· 
strie entwiekelt zur Zeit Obrigens 
groBartige Konzapte zur Kombinatlon 
verschledener Energiequellen, natUr· 
Uch unter Einbezlehung der Kernener· 
gle (die hier mit dam Beiwort "attema· 
tiv" geschmOckt wird), alles in groB· 
technlschem Maastab zu realisieren 
und natUrtlch kostengünstig .. 
• Alternatlve" Energie erzeugen mlt den 
Mitteln der GroBtechnotogie! 
GreBtechnologisch ausgerichtete Pro· 
duktlon lst verbunden mil dem Beste· 
hen gesellschaftllcher GroBorganlsa· 
tienen und dadurch mlt den Gefahren 
elner allzu urntassenden geselischaft ti· 
chen Kontrolle, die wir heute auf uns 
zukommen sehen. Die Biogasanlage 
auf dem eigenen Bauamhof, der Son· 
oenkollektor auf dam eigenen Haus· 
dach, sind dann Dlnge, mlt deren Hilfe 
man slch ein wenig aus der AbhänÏlig· 

keil von GroBorganisationen lösen 
kann. V~elleichl liegt darin ihre wichtig­
ste Bedeutung. wichtiger noch als Ver· 
sorgungssicherheit und Umwelt· 
freundllchkeit, die möglicherweise 
auch anderes, auf konventionellen We­
gen, errelchl werden könr~en. 
Zurück zur Ausgangstrage: Welche 
Z'~ete hal denn die Anti·AKW-Bewe· 
gung Ober eine reine Negallen hinaus, 
nämHch die Ablehnung der Kemener· 
gle? Elnfach nur ausrelchende Strom· 
versorgung ohne AKWs • ein Zustand, 
der · so der inhall euerer Artikelserie • 
eigentllch heute schon da ist Eine auf 
Dauer gesicherte Energieversorgung 
unler der Voraussetzung. daB die bis· 
her genutzten Energiequellen In 
absehbarer Zeil erschöpft sein wer­
den? Dann könnle man ja auch die 
Aktivitäten der Industrie auf dem Son· 
oenenergiesektor unterstOtzen. In den 
belden genannteQ Fälten geht es um 
die Art der l:nergiequellen und die 
Technlk lhrer Nutzung. Eine Energie· 
versorgung auf nicht groBtechnologi· 
scher Besls anstreben: eben den Son· 
oenkollektor auf •dam eigenen Dech 
tördern und darnlt auf einem Geblet 
die Gebundenheit an gesellschaftliche 
GroBorganisatlonen lockem, elnen 
Schritt auf eine weniger zentraHstisch 
organlsierte Geselschaft hln tun. 

lch bin mlr nicht sicher, ob die oben ge­
nannten möglichen Ziele alnander aus· 
schlieBen mOssen. Das mOBte erst in 
einer engehenden Diskussion geklärt 
werden. Melner Meinung nach stellt 
slch die Bewegungjetzt, in Zeiten einer 
Raute, viel zu sehr unter Handlungs· 
zwang. Immer wieder geht es um die 
Frage: Was können wir denn noch ma· 
ohen? Welche "Show" könr~en wir 
noch abziehen, um Aufmerksamkelt zu 
arregen und vielleicht neue aktive 
Anhänger zu gewinnen? Dabei kommt 
das Nachdenken Ober die Z'l81e all die· 
ser Akilonen oft zu kurz. ich halte mlr 
aus meinar ersten Begelsterung Ober 
euere Artikelserie heraus gleich schö· 
ne Augblattaktionen Z\MTI Thema 
"StromiOcke • StromiOge" ausgematt. 
nach "Auftlängern" gesucht. darnlt die 
Sache bei den Leuten auch ankommt • 
bis dann all die oben ausgeführten Fra· 
gen bei mir auftauchten und lch Immer 
verwirrterwurde. lch halte eine grOndU· 
che Diskussion Ober dlese Dlnge filr 
sehr wichtig und inöchte euch deshalb 
bitten. diesen Beltrag zu veröffentli· 
chen. 

Mil freundlichen und atomfeindlichen 
GrOBen 

lngeborg Lol/, Köln 

Das Trockenlager- lei plomarbelt über die .Dortmunder Rieselfelder: 
Konzept 

Oer Bremer Vereln für Urriwelt- und AriMits­
ac:hutz (WA) e.V. hat im September 1980 eine 
BroschOre zum Problem der Trocken·ZWI· 
schenlagerung von abgebrannten Brennele· 
menten aus Atomkraftwerken herausgegeben. 

"Umweltbelastung und Gro81ndustrieplanung 
im Raum Oatteln, Waltrop, Lünen" 

- Flächennutzungsplanänderung 

mit Informatieoen Ober: 240 Selten, mlt vleien Karten, 13,- DM + Porto 
- Geschichte der Rieselfelder ab 10 Stück 10,- OM, lnstitutionen. Vereine, 
- Landschatt/Landwirtschatt Partein 20.- OM 
- Krattwerksplanungen der VEW Bestellungen: gegen Vorauszahlung an: 

Die Broschüre ist zu beziehen über den Verein - bestehende und zu erwartende Umweltbe· Harald Bayer, Chemnitzerstr. 10, 46 Dortmund 
für Umwelt· und Arbeitsschutz (VUA) e.V. lastungen KtoNr.: 152 000 162 Stadtsparkasse Oortm. 

~~~e~~e~en - Genehmigungsverfahren/TÜV·Gutachten (BLZ: 44050199) 

Sie kostet bei .Abnahme von einem Exemplar .. ***•*tttttttttt******•***************** 
2,50 OM elnschlle811ch Porto und bel Abnahme 
von zwel und mehr Exemplaren 2,00 OM pro ....... t .... 
StOck plus Porto. 
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Nicht nur für Lehrer 
auch geelgnet zur Selbatschulung In Ju· 
gendgruppen, Lehrtlngsgruppen etc. 
OCS.r als lelcht veretlndllche Grundla­
genbroac:hOre. Sle lat elngetellt In :12 
Unterrlchtaabschnltte, mlt Vorachllgen 
fOr den Elnatleg In die St unde und An­
gabe von Medlen. Ea tolgen A.rbelta­
bUitter für d ie SchOier, Follen fllr den 
Tagealchtprojektor, Qulzaplel zur Lem ­
zlelkontrolle und Baat elanleltungen 
zum Bau von Modellen zur Demonatra­
tlon altamativer Enlflllequellen. 
Sle bletet Jeetem Le hrer elne wertvolle 
Hllfe tor die Geataltung des Themaa lm 
Unterrlcht. 
Die Unterrichtaelnhelt koatet DM 11,-, 
fOr Bürgerlnltlativen und Buchhandlun­
gen DM 7,- ab. 5 StOck. Zu erhalten lat 
ale belm Göttlnger Arbeltakrela gagen 
Atomenergle, Poattach·45, 3400 Göttin­
gen. 
Elnzelexemplare werden nur gegen Vor­
auakaaae ~on DM 12,-.JfOr Porto) ausge­
llefert. Bezahlungen per Scheelt, im 
Brletumac:hlag (Scheln und Brlefmar­
ken) oder aut Poatacheckkonto Han Nr. 
4981 47-309 fOr Gagenw~no Verlag. 

nkt des Heftes ist die Umwelt­
•n•mn••n,•"'lt in den osteuropäischen Staaten; in 

verschiedenen Beiträgen wird u.a . über 
• d ie Umweltproblematik in Dsteuropa, beson­

ders en den Beispielen der Sowjetunion, der 
OOR und Jugoslawiens, 
SicherheitsmaBnahmen und Havarien in so­
wjetischen Atomkraftwerken, 

- die Umweltbelastung in der DOR und der CSSR, 
- d ie Planung und den Ba u von Atomkraftwerken 

in derOOR 
•n"'"'"'"'"'•. Oazu kommt der vollständige Text der 

über den Unglücksfall in einem 
lt~~eh,eclhotslo•wakisch•en Atomkraftweric; weitere 

sind Rezensionen über Bûcher zum 
•a,IAil~h~tn Thema. 

100 Seitan OM 5,00 



Bundeskonferenz 
Bremen 29., 30.Nov. 

" ... mit dem Gefühl von Brokdorf, daB wir es schaffen können und 
mit dem Wissen um die Kräfteverhältnisse, daB es ein langer und 
ausdauernder Kampf werden wird, das Atomprogramm zu kippen ... " 

Am 30.November wird in Bremen nach über ei­
nem Jahr wieder eine Bundeskonferenz der Bl's 
gegen Atomenlagen stattfinden. Auf einem Vor­
bereitungstreffen in Kassei wurden folgende 
inhaltliche Schwerpunkte festgelegt: 
1.Auswertung der Aktion 1 004 
2.Neues Entsorgungskonzept der Bundesregie­
rung 
3.Energiepolitik der Bundesregierung (Enque­
te-Kommission, Sparkampagne, Alternativ­
Energien) 
4.Zusammenhang von Atomprogramm und 
Atomwaffen (AKW-Export, Krieg ums Öl oder 
AKW's, Zusammanhang friedl. und militärischer 
Nutzung der Atomenergie) 
AuBerdem soli es eine Arbeitsgruppe zur Krimi­
nalisierung geben. 

Diese Themenschwerpunkte werden jedoch 
den entscheidenden Fragestellungen, denen 
sich heute die Bewegung gegenübersieht, nicht 
gerecht. In vielen Bürgerinitiativen herrscht 
nach einer kurzen Phase des Aufschwunges 
während de"r Gorleben-Besetzung Resignation 
und Ratlosigkeit. Für die nächsten anstehenden 
Aktionen gegen den Ausbau des Atompro­
gramms gibt es praktisch überhaupt keine 
erfolgversprechenden Vorstellungen. lm Ge­
genten, es hat sich allgemein die Einschätzung 
verbreitet, daB wir im Moment wenig machen 
können. 
Die in Kassei festgelegten Themenschwerpunk­
te erwecken den Eindruck, als soliten möglichst 
die heiBen Eisen auf der Bundeskonferenz nicht 

· angepackt"werden. Doch so geht es nicht. Wir 
kommen urn die mühselige, anstrengende und 

in vielen Punkten wohl auch desillusionierende 
Diskussion über die sogenannte Krise nicht vor­
bei. Folgende Fragenkomplexe müssen des­
halb auf der Bundeskonferenz diskutiert wer­
den: 
1. Unter welchen Bedingungen sind die bisher 
von der Anti-AKW-Bewegung engewendeten 
Widerstandsformen entwiekelt und praktiziert 
worden? Wan" waren welche Aktionen erfol­
greich, worauf waren letztendlich unsere Teiler­
falge zurückzuführen? 
2. Wie haben sich die Kräfteverhältnisse in 
wichtigen gesellschaftlichen Gruppen, wie Par­
telen, Gewerkschaften, Kirchen etc. entwickelt, 
in welche Richtung werden sich diese Kräfte in 
naher Zukunft bewegen. Wie .stark ist demnach 
die Basis, auf der die Atomlobby den weiteren 
Ausbau des Atomprogramms versucht und wie 
stark ist die Basis, auf der wir Protest und Wider­
stand dagegen organisieren können? 
3. Die Anti-AKW-Bewegung ist in ihrer Argu­
mentation im wesentlichen bei Fragen wie ge­
sundheitliche Gefahren, Unfälle, Entsorgung, 
Alternativenergien stehengeblieben. Die Atom­
lobby verknüpft schon seit längerem das Atom­
programm mit Sein oder Nichtsein unseres ge­
samten Wirtschafts- und Gesellschaftssystems. 
Wenn wir in Zukunft in der Argumentation in der 
Öffentlichkeit unter uns selbst bestehen 
wóllen, müssen wir dann nicht die Kritik weiter 
tassen, das wirtschaftliche und gesellschaftli­
che System in seinen Grundfesten in Frage stel­
len und z.B. für den Bereich der Energieversor­
gung konkrete Alternativan entwickeln (Entei­
gnung der Energieversorgungskonzerne, De­
zentralisierung der Versorgung, Entwicklung 

**************************************************************** * Aua dern lnhalt: t 
* * * * ! - Widerstand gegen Atomanlagen in ! 
~ · Gorleben - Brokdorf - Plogoff t 
! - Endlagerung in Salzstöcken t 
* - Zwischen- und Kompaktlager * 
! - Radioaktivität, Mensch, Urnwelt ~ 
* * * - Stromreserven der Bundesrepublik * 
! - wie funktioniert ein AKW t 
! - Alternativenergien t 
! - wichtige Tabellen t t - U$ten von Filmen, Kulturgruppen. . . ! 
* -BI-Adressen * * - und und und. . . 1 
* * * alles auf dem neuesten Stand * 
* * * * t über. 250 Seitan in stabilem 1 
t Kunststoffumschlag (muB sein) t 
t Verkaufspreis DM 6,- t 
! Herausgeber ist der Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie * 

* t Zu beziehen lst der Kalender bel: * * Göttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie, Postfach 45, 3400 Göttingen oder t 
! Verlag Gegenwind GmbH, Marienstr. 10, 3400 Göttingen, PSchA Hannover, Kto Nr. 4981 47-309 * 
t BLZ 250 100 30 t 
! Bestellungen bis zu 4 Exemplaren nur gegen Vorauskasse auf die oben angegeb13ne Konto, per 1 * Scheck oder Barzahlung (Schein + Briefmarken) = je Kalender 6,- DM plus 0,50 DM Porto. 1 
! Bürgerinitiativen und Buchhandlungen ab 5 Exemplaren 4,- DM incl. MWSt. * 
'********************************************************~**~***~ 

volksdemokratischer Strukturen als Entschei­
dungsträger in Fragen der Energieversorgung)? 
Müssen wir nicht das Profitstreben des Kapita­
lismus als entscheidende Triebteder für Atom­
programm und Umweltverschmutzung mehr als 
bisher herausarbeiten und öffentlich angrei­
fen? 
4. Hat die Anti-AKW-Bewegung als Ein-Punkt­
Bewegung eine Zukunft? lst sie überhaupt in 
der Praxis der letzten Jahre eine Ein-Punkt-Be­
wegung gewesen? Kann sie die thematische 
Ausweitung auf Anti-Militarismus und andere 
Fragen kräftemäBig leisten oder wird sie über­
fordert? Kann und soli sie das Vakuum, daB 
durch die Auflösung der linken Organisationen 
entstanden ist, überhaupt ausfüllen? 
5. Welches sind auf Grundlage der Analyse 
der gegenwärtigen Kräfteverhältnisse und der 
nächsten Schritte im Ausbau des Atompro­
gramms die anstehenden Aufgaben für die Anti­
AKW-Bewegung? Welches sind die inhaltlichen 
Fragen, denen wir uns verstärkt in der Zukunft 
stellen müssen, und welche praktischen Wider­
standsaktionen tolgen daraus für die nächste 
Zeit? An welchen Standorten hat massiver Wi­
derstand zur Zeit eine Perspektive? Wie schät­
zen wir die Bedeutung der Arbeit in den wichti­
gen gesellschaftlichen Gruppen, vor allem in 
den Gewerkschaften und den Parteien, in Zu­
kunft ein? 
6. Relehen unsere bisherigen Organisations­
strukturen für einen kontinuierlichen Kampf auf 
allen Ebenen aus? 

Die Diskussion über diese Fragen kann eine 
inhaltliche Debatte über die derzeitige Lage 
ermöglichen_. Es sind grundlegende Fragen, die 
keineswegs neu sind, zu denen aber innerhalb 
der Anti-AKW-Bewegung immer noch keine ein· 
deutigen Positionen entwiekelt worden sind. 
Deshalb befindet sich die Bewegung auch nicht 
in einer plötzlichen neuen Krise, sondern in ei· 
ner Phase, in der die Schwierigkeit, diese schon 
seit Jahren bestehenden Fragen anzupacken 
und zu lösen, besanders krass sichtbar ist. 
Die Diskussion über diese Fragen auf der Bun· 
deskonferenz dart aber nicht abstrakt und nicht 
ins Blaue hinein geführt werden.Von der Praxis 
abgehobene Theoriediskussionen führen allzu 
leicht zu einer LähmUr:JQ im Handeln. Angesichts 
der bestehende und vor allem der bevorstehen­
den Offensive der Atomlobby können wir uns ei­
oe solche Schwäche nicht leisten. Brokdorf, Un· 
gen und die Zwischenlager in Ahaus und Gorle­
ben, daB sind die praktischen Fragen, denen wir 
uns stellen müssen. Unsere Aufarbeitung von 
Erfahrungen, Situationsanalysen und Perspekti­
vendiskussionen müssen, jedenfalls ansatzwei· 
se, in konkrete praktische Vorschläge münden. 
Die Möglichkeit, sich auf der Bundeskonferenz · 
auf gemeinsame Schritte für die nächste Zeit zu 
einigen, muB auf jeden Fall erhalten bleiben. 
Konkret schlagen wir vor, auf dem nächsten 
Vorbereitungstreffen die oben formulierten Fra· 
gestellungen in die bisherige inhaltliche Kon· 
zeption mit einzubauen und womöglich auf die 
Erörterung einiger ursprünglich geplanter 
Punkte zu verzichten. 

Red. 
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Einladung zur Bundeskonferenz der 
Anti-AKW-B~wegung 

Seit der Räumung des Dorfes 1004 ist von zahlreichen Bürgerini­
tiativen der Wunsch nach einer bundesweitas Beratung der wei· 
teren Perspektivan verstärkt geäuBert worden. Auf lnitiative der 
BI-Lüchow-Danneberg tand am 23.8.80 in Kassei ein Vorberei­
tungstreffen zu der Frage statt. Ca 30 Vertrater/innen aus 14 
Bürgerinitiativen und Anti-Atom-Gruppen nahmen daran teil. Be­
schlossen wurde, eine Bundeskonferenz durchzuführen, die am 
29./30.November in Bremen stattfindet.AIIe teilnehmer waren 
sich darüber einig, daB diese Konferenz von möglichst vielen 
Gruppen gatragen und die Bedingungen für eine sorgfältige Vor­
bereitung gegeben sein müssen. Deshalb schien ein Termin vor 
Ende November nicht möglich. Auf dem Vorbereitungstreffen 
wurde deutlich, daB zur Zeit die Anti-AKW-Bewegung mit beson­
deren Schwierigkeiten kontrontiert ist, so daB eine Diskussion 
über den weiteren Weg nötig scheint. 

Das Vorgehen der Polizei während der Räumung von 1004 
hat nicht nur eine breite Welle der Empörung erzeugt, sondern 
auch resignativen Tendenzen innerhalb der Anti-AKW-Bewe­
gung Varschub geleistet. 

Die Bl's sehen sich seit längerem einer Kampagne von Poli­
tikern und Betreibern ausgesetzt, in der nicht mehr von "Sicher­
heit" der Atomanlagen geredet wird, sondern von der Angst vor 
Rohstoff- und Energiekrisen, sowie kriegerische Auseinander­
setzungen im Falie eines Ver~ichtes auf Atomenergie. Dies 
zwingt die Atomgegner, sich auf neue Fragen einzustellen .. 

Einhelligkeit bestand auch darin, die Bundeskonferenz als 
Ausgangspunkt für einen intensiven Meinungs- und Erfahrung­
saustausch zu betrachten und keine falschen Erwartungen auf 
rasche Vereinheitlichung der Standpunkte in sie zu setzen. 

Folgende Themenschwerpunkte wurden in Kassei festge­
legt: 
1.Auswertung der Aktion 1004 

Was hat Gorleben für unseren Widerstand insgesamt ge­
bracht? 
- Haben sich die Organisationsstrukturen bewährt (passiver Wi­
derstand- Modell für die Anti-AKW-Bewegung?)? 
- Strategie von Staa\ und Polizei bei der Räumung 
(Kontakt: Gaby Jäger 3136 Gartow-Eibholz) 
2. "Neues Entsorgungskonzept der Bundesregierung: 
- Zwischenlager, Kompaktlager 
- WAA-Hessen 
(Kontakt:Ute Kampmeyer, Streets 10, 3138 Dannenberg, 
Tei.:05861/7688) 
3.Energie-Politik der Bundesregierung: 
- Auswertung des Berichtes der Enquete-Kommission 
- Energie-Spar-Kampagne der Bundesregierung 

· - Warurn propagiert die Bundesregierung alternative Energien? 
(Kontakt: Gorleben-AK Marburg, c/o Friedhelm Musall, Garten­
weg 5, 3576 Schwabendorf, Tei.:06425/1528) 
4.Zusammenhang von Atomprogramm und atomarer Aufrü­
stung: 
- AKW-Exporte in die 3.Welt 
- Kann Atomenergie den Krieg ums Öl verhindern? 
- Zusammanhang zwischen ziviler und militärischer Nutzung 
- Ansätze für eine Zusammenarbeit mit anti-militaristischen 
Gruppen/Erfahru ngen? 
(Kontakt:BUU-Hamburg, Bartelsstr.24, 2 HH 6, 
Tei.:040/439871 
oder 432171; BBU-Geschäftsstelle, Hellbergstr.6, 79 Karlsruhe 
Tei.:0721/574248) 

Die Kontaktgruppen zu diesen 4 Themen haben sich bereit. 
erklärt, schriftliche Beiträge von anderen Bl's zu sammeln, um 
auf dieser Grundlage in·Zusammenarbeit mit interessierten SI's 
den jeweiligen Teil für eine Materialmappe zusammenzustel­
len. 
5.Arbeitsgruppe Kriminalisierung 
Zu diesem Thema sollte auf der Bundeskonferenz ein Bericht ge­
halten werden. Zuständig für die Materialsammlung ist der Göt­
tinger Arbeitskreis Postf.45, 34 Göttingen. 
lnzwischen sind noch ·folgende Arbeitsgruppen dazu gekom­
men: 

6.Arbeitsgruppe "Neue Genehmigungsverfahren für AKWs 
- Reaktorlinie 80 
(Kontakt: AGU-Darmstadt Lautenschlägerstr.24, 61 Darmstadt 
Tei.:06151/715214) 
7.Arbeit mit Filmen: 
- Erfahrungen mit verschiedenen audiovisuellen Medien. 
- Sichtung und Diskussion vieler Filme, tast alle nicht gewerbliche 
Verleihe haben sich angemeldet. 
(Kontakt: Detlef: 0421/592929) 

Diese Themenwahl soli lediglich einen groben Rahmen für die 
Bundeskonferenz urnreiBen und keine lnitiativen für weitere 
Arbeitsgruppen abwürgen, die sich aus der erst anlaufenden Dis­
kussion ergeben könnten. 

Als Vorbereitung auf die Bundeskonferenz wird eine Mate­
riairnappa erstellt. Die Zusammenstellung der Materialmappe 
erfolgt am 25./26.0ktober in Bremen. Später eingehende Beiträ­
ge werden für die Bundeskonferenz zu einem Materiai-Mappen­
Anhang zusammengestellt. 
Die Materialmappe kann bestellt werden (nur gegen Vorauszah­
lung von 3.-DM pro Exemplar auf Konto: Kirsten Heliwig Son­
derkonto 311280303 PSchA Hannover BLZ 25010030) 
beim Göttinger Arbeitskreis gegen Alomenergie 
Postfach 45, 34 Göttingen Tai.0551/7700158) 
Ein Vorbereitungstreffen für die Bundeskonferenz wird am 8.No­
vember in Göttingen stattfinden. Beginn 13 Uhr. Vorläufiger Treff­
punkt im Büro, Marienstr.10 Tei.0551/7700158. Bitte varher 
anmelden. Das Büro ist ständig besetzt: Mo. + Di. + Do.+ Fr. 
in der Zeit von 18-20 Uhr. 

Die Bundeskonferenz beginnt am Samstag, dem 29.Novem­
ber um 11 Uhr. Sie findet in der Universität Bremen statt (Au­
tobahnkreuz Bremen - Richtung Bremerhaven - Abfahrt Uni 
Bremen) Kontakt in Bremen: BBA-Laden Ostertorsteinweg 
43 

Tei.:0421/327530 oder Uwe Volgt, Meckfênburgerstr.10 
Tel.: 0421175562) 

;:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::~:::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::::~:::::::::::::::::::::: 

Zu der Bundeskonferenz laden unter anderem ein: 
BBA-Bremen, BI-Lüchow-Dannenberg, BUO-Hamburg-Dele 
giertenplenum, AKU-Mühster, Bundesverband Bürgerinitiati­
ven Umweltschutz BBU, Landeskonferenz Nordrhein-Westfa· 
len, Freunde d. Erde Berlin, WAA-Gruppe Lüneburg, das bun­
desweite Zwischen- und Kompaktlager Treffen, Nürnberger 
BI gegen Atomanlagen, Göttinger Arbeitskreis gegen Atome· 
nergie und viele andere. 

Vorbereitungstreffen für die Bundeskonferenz: 
Samstag S.November in Göttingen. Beginn: 13 Uhr 

Treffpunkt: Büro Marienstr.1 0 Tei.0551/7700158 
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